Oſtland 


Halbmonatsſchrift für den geſamten Oſten 


Verlag Bund Deutſcher Oſten E. V., Berlin W 30, Motzſtraße 46. 


Fernruf B 5, Barbaroſſa 0914, 


Poſtſcheckkonto Berlin 65839 — Verantwortl. für die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel. Bin.⸗Friedenau, Illſtr. 2 
Druck: Druckhaus Spandau, Inh. Rudolf Schmidt. Seegefelder Str. 35 — Erſcheint monatl. zweimal. — Poſtbezug 
vierteljährlich RM. 0,90 — Einzelnummer HM. 0.20 und RM. 0,05 Poſtgebühr. — Anzelgenpreisliſte 2 — J. v. W. g. 


Ar, 2 


Bertin, den 15. Januar 1936 


17. Iahegang 


Der litauiſche Haken 


. Vor einigen Jahren hat Marſchall Pilſudſki den 
litauiſch⸗polniſchen Konflikt durch einen diplomatiſchen 
Ueberfall zu löſen verſucht. Er ſtellte in Genf den auf ſolche 
Frage nicht vorbereiteten litauiſchen Außenminiſter knapp 
und klar vor die Wahl: „Was wollen Sie alſo, 
Herr Woldemaras, Krieg oder Frieden?“ 
Der ſchlaue Litauer wählte natürlich den Frieden. Aber 
es blieb ſchließlich doch alles beim Alten: Die Verhandlun⸗ 
gen, die den im erſten Schreck verſprochenen Frieden durch 
die Aufnahme wirtſchaftlicher Beziehungen zwiſchen Litauen 
und Polen verwirklichen ſollten, verliefen im Sande. So iſt 
es immer geweſen: Vor jeder Drohung Polens verkriechen 
ſich die Kauener Regierungsleute hinter dem ſchützenden 
Rücken eines ſtärkeren Gönners, und jedem Annäherungs— 
verſuch gehen ſie, mißtrauiſch gegen Polen und — gegen 
ſich ſelbſt, aus dem Wege. Es iſt Polen weder im Guten 
noch im Böſen gelungen, mit ſeinem kleinen Nachbarn in ein 
geordnetes Verhältnis zu kommen; und ſeine wiederholten 
Vorſtöße ins Baltikum ſind, ehe ſie an die diplomatiſche 
Sperrmauer Moskaus herankommen konnten, immer 
wieder am litauiſchen Haken hängen geblieben. Man 
kann es verſtehen, daß dieſe dauernden Mißerfolge in Polen 
allmählich eine gereizte Stimmung gegenüber Litauen her- 
vorrufen müſſen, und das um ſo mehr, als man in Polen 
im Grunde davon überzeugt iſt, daß dieſer Staat, der ſo 
viele Schwierigkeiten bereitet, überhaupt keine Exiſtenz⸗ 
berechtigung hat. 

Die polniſche Gereiztheit hat ſich in letzter Zeit in einer 
Reihe auffällig aggreſſiver Kundgebungen gegen den 
litauiſchen Nachbarn geäußert. Den aktuellen Anlaß hierzu 
haben die Enthüllungen über die Zuſammenhänge zwiſchen 
den ukrainiſchen Nationaliſten und den Kauener Re⸗ 
gierungsſtellen und verſchiedene gegen die polniſche Volks⸗ 
gruppe in Litauen gerichtete Maßnahmen gegeben. Bei 
einer litauenfeindlichen Kundgebung, die am 
5. Januar in Wilna ſtattfand, bedienten ſich die polniſchen 
Redner einer recht kräftigen Sprache. Der Vorſitzende der 
nordoſtpolniſchen Zweiggruppe des Verbandes der pol⸗ 
niſchen Frontkämpfervereine, General Oſikowſki, 
erklärte dabei u. a.: „Der Grenzkordon wird uns nicht von 
unſeren Brüdern in Litauen trennen. Wir ſind bei ihnen 
in jeder Gefahr; und diejenigen irren ſich, die da glauben, 
daß den Polen in Litauen niemand beiſtehen werde. Die 
Litauer müſſen endlich begreifen, daß die polniſche Volks⸗ 
gemeinſchaft imſtande ſein wird, fie zur Achtung des Polen⸗ 
tums ihres Landes zu zwingen, — wie ſie die Litauer einſt 
aus Wilna hinausgejagt hat.“ Das „Slowo“ forderte in 
ſeinem Bericht über die Kundgebung die polniſche Regierung 
zu Vergeltungsmaßnahmen gegen Litauen auf: Den 
Litauern in Polen dürfe man keine beſſere Behandlung als 
den Polen in Litauen zuteil werden laffen: und wenn in 
Litauen ein „Verband für die Befreiung 
Wilnas“ beſtehe, ſo müſſe auf der anderen Seite des 
Grenzkordons ein „Verband für die Angliede⸗ 
rung des Kownoer Landes an Polen“ entſtehen. 

Die Kundgebung ſollte eine Warnung an Litauen ſein; 
die ſcharfen Worte, die bei dieſer Gelegenheit fielen, ent⸗ 


ſprangen nicht einer vorübergehenden Erregung der Redner, 
ſondern waren eine wohlüberlegte Demon⸗ 
ſtration. Es iſt freilich wenig wahrſcheinlich, daß die 
Wilnaer Reden und Entſchließungen in Kauen einen nach⸗ 
haltigen Eindruck hervorrufen werden. Polen hat 
nichts, womit es Litauen wirkſam unter 
Druck ſetzen könnte. Eine militäriſche Aktion, die 
allein geeignet wäre, den polniſchen Wünſchen den ge⸗ 
hörigen Nachdruck zu geben, kommt nicht in Frage; denn 


hinter Litauen ſteht die Sowjetunion. Deren 


Einfluß auf die in Litauen regierenden Kreiſe iſt ſtärker, 
als man gemeinhin vermutet. Man darf nicht vergeſſen, daß 
der größere Teil der im heutigen Litauen maßgebenden 
Intelligenz früher in ruſſiſcher Umgebung gelebt, ſich deren 
Sprache bedient, ſich deren Weſen und Gewohnheiten an⸗ 
gepaßt und Rußland verlaſſen hat, ohne im allgemeinen 
Feindſchaft gegen deſſen Bewohner und neue Machthaber zu 
hegen. So iſt — ganz abgeſehen von der leicht begreiflichen 
Sympathie der litauiſchen Juden für die Sowjetunion — 
für Litauen die Grundlage eines freundſchaftlichen Zu— 
ſammengehens mit Moskau gegeben. Dazu kommen Ueber— 


legungen politiſcher Art. Hierüber hat ſich vor kurzem der 


bisherige Kauener Vertreter des „Kurier Poranny“ etwa 
folgendermaßen geäußert: Die ſowjetruſſiſche Diplomatie 
habe in Litauen ſehr geſchickt zu arbeiten verſtanden. Die 
Sympathien für die Sowjetunion ſeien in Litauen ſo ſtark, 
daß dort ſehr viele Leute (und zwar nicht nur die Kommu⸗ 
niſten) die Anſicht verträten, daß es eigentlich am 
beſten für Litauen ſei, wenn es ſich kur zer⸗ 
hand der Union der Sozialiſtiſchen Somwjet- 
republiken anſchlie ße. Dabei gingen dieſe Leute 


von der Auffaſſung aus, daß Litauen ſich als ſelbſtändiger 


Staat auf die Dauer vielleicht doch nicht zu halten vermöchte, 
und daß es ſich in einem ſolchen Falle an denjenigen der 
größeren Staaten anſchließen müſſe, von dem es in bezug 
auf ſeine nationale Eigenart das größte Entgegenkommen 
zu gewärtigen habe. Das aber wäre nach der Meinung 
dieſer Leute weder Deutſchland noch Polen, ſondern aus= 
gerechnet die Sowjetunion. 


Das ſoll natürlich nicht heißen, daß die Frage eines 
Anſchluſſes Litauens an die Sowjetunion ſchon heute eine 
aktuelle Angelegenheit iſt. Doch wird die gedankliche 
Reſerve die jeder litauiſchen, ebenſo gegen Deutſchland 
wie gegen Polen gerichteten Politik innewohnt, hier zweifel⸗ 
los richtig charakteriſiert. Die litauiſche Unterdrückung des 
Memelgebietes iſt ebenſo wie der litauiſche Anſpruch auf 
Wilna nicht eine bloße Angelegenheit Litauens, ſondern 


zugleich auch eine Aeußerung der ſowjetruſſiſchen Diplo⸗ 


matie. Das litauiſch⸗polniſche Verhältnis 
hat von jeher im Schatten Moskaus geſtan⸗ 
den. Seit dem Friedensſchluß von 1920, in dem die 
Sowjetunion Litauen im Beſitze Wilnas beſtätigte, hat ſich 
daran nicht das geringſte geändert. Selbſt der polniſch⸗ 
ruſſiſche Nichtangriffspakt von 1932 hat hierin keinen 
Wandel geſchaffen. Ob das Verhältnis zu Polen freund. 
ſchaftlich oder feindſelig iſt, — Moskau denkt gar nicht 
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daran, die litauiſche Karte, die ihm die territoriale Entwick⸗ 
lung der Nachkriegszeit in die Hand gegeben hat, aus dem 
Spiel zu entfernen. Es liegt nicht in feinem In⸗ 
tereſſe, daß Litauen ſich mit Polen ver- 
ſöhnt; und es duldet nicht, daß Polen feine 
litauiſchen Pläne verwirklicht. j 
Unter dieſen Umſtänden wird man den ſtarken Worten, 
die auf der Wilnaer Kundgebung gebraucht wurden, kaum 
eine praktiſche, wohl aber eine ſtimmungsmäßige Bedeutung 
beimeſſen können. Die Periode der litauiſch⸗ 
olniſchen Annäherungsverſuche, die Mar⸗ 
ſchall Pilſudſki vor etwa zwei Jahren begann, kann man 
mit der Wilnaer Kundgebung als vorläufig ab⸗ 


geſchloſſen betrachten. Der bisherige Vertreter 
des „Kurier Poranny“ in Kauen hat gleichſam einen Schluß— 
ſtrich unter dieſe Periode erfolgloſer Bemühungen gezogen, 
wenn er ſeine Kauener Korreſpondententätigkeit mit 
folgender Feſtſtellung abſchließt: Keine litauiſche Regierung, 
die Wert auf die litauiſche Bevölkerung legt, werde normale 
Beziehungen zu Polen herſtellen, ſolange Polen ihr nicht 
territoriale Zugeſtändniſſe, wenn auch nur in kleinem Um⸗ 
fange, mache. Da das aber nicht zu erwarten ſei, ſei das 
Problem einer Normaliſierung der litauiſch⸗polniſchen Be⸗ 
ziehungen gegenwärtig eine hoffnungslos verfahrene Sache. 
Polen hat vorerſt wieder einmal feine baltiſchen Pläne am 
litauiſchen Haken aufhängen müſſen. Dr. K 


Führer und Volksvertretung in Litauen 


Die litauiſchen Regierungskreiſe feiern in Anton 
Smetona den „Führer des Volkes“, und der 17. Dezem⸗ 
ber 1926 lebt in der Vorſtellung dieſer Kreiſe als der 
hiſtoriſch bedeutſame Tag, an dem Smetona und „feine 
Getreuen“ in Uebereinſtimmung mit dem „Willen des 
Volkes“ die Mißwirtſchaft des Parlaments überwanden. In 
Wirklichkeit aber ſpielte der Wille des Volkes bei dieſem 
Staatsſtreich überhaupt keine Rolle. In Wirklichkeit riß 
damals eine verſchwindend kleine Minderheit die Macht im 
Staate an ſich. Die Umſtände, unter denen Smetong im 
Jahre 1926 zum Staatspräfidenten gewählt 
wurde, waren bezeichnend: Von den 85 Abgeordneten des 
litauiſchen Seim waren 50 ins Ausland geflohen oder 
hielten ſich ſonſtwie verborgen; von den reſtlichen 35 enthielt 
ſich ein großer Teil bei der Wahl des Staatspräſidenten der 
Stimme. So kam die verfaſſungsmäßig notwendige Mehr⸗ 
heit zuſtande. Fünf Jahre ſpäter nahm man, um die 
Wiederwahl Smetonas ſicherzuſtellen, ſeine Zuflucht zu 
einem nicht minder charakteriſtiſchen Mittel: Es wurden 500 
„Vertrauensmänner“ gewählt, aber nicht durch die Bevölke⸗ 
rung, ſondern durch die Stadt- und Gemeinderäte, die ihre 
Kandidaten aus Liſten auswählen mußten, die der Polizei 
und Verwaltung vorher zur Genehmigung vorgelegt 
worden waren. Von den ſo geſiebten Vertrauensleuten 
wurde Smetona dann natürlich einſtimmig wiedergewählt. 
Das Volk aber hatte damit wenig zu tun. 


Smetona hat ſich vor kurzem auf einer Tagung der 
Tautininkai in Kauen in ziemlich unklaren An⸗ 
deutungen über die Ausgeſtaltung des künftigen 
Regierungsſyſtems in Litauen geäußert. „Die 
Regierung“, ſagte er u. a., „bereitet ein Geſetz zur 
Wahleiner Volksvertretung vor unter Berück⸗ 
ſichtigung unſerer Struktur und der politiſchen Daſeins⸗ 
bedingungen unſeres Landes, ohne Rückſicht auf irgendeine 
fremde Doktrin. Sie will die Fehler des alten Sejmwahl⸗ 
geſetzes vermeiden.“ Smetona gab dann ſeine Meinung über 
Führer und Volksvertretung zum Beſten: „Führer ſind bei 
Regimes aller. Art erforderlich, bei parlamentariſchen wie 
bei autoritären Regierungen, in Monarchien wie in 
Republiken ... Auch die Nationen ſtellen wir uns mehr 
nach ihren großen Perſönlichkeiten vor, die durch Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Technik, im Kriege und im Frieden hervor⸗ 
getreten ſind ... In der Geſchichte der Menſchheit, in ihrer 
Kultur bedeuten die Führer, wenn auch nicht alles, ſo doch 
ſehr viel . ..“ Neben den Führern aber müſſe es auch 
Volksvertretungen geben: „Ich möchte“, ſagte er, „nicht ſo 
verſtanden werden, als ob nur einzelne Perſönlichkeiten not⸗ 
wendig ſeien, um ein Land zu regieren, während Volks⸗ 
vertretungen nicht notwendig ſeien. Im Gegenteil: ohne 
dieſe iſt die Verwaltung eines Landes ſchwer denkbar oder 
gar völlig undenkbar ...“ Das ſind einige allgemeine 
Redensarten, die eine Entſcheidung weder nach der einen, 
noch nach der anderen Seite erkennen laſſen. Die größte 
Schwierigkeit, in Litauen eine arbeitsfähige Volksvertretung 
zu bilden, beſteht in dem Fehlen einer Vevölkerungsſchicht, 
die mit Wiſſen und Fähigkeiten auch einen ausreichenden 
Grad von Verantwortungsbewußtſein verbindet. „Die 
Heranbildung einer ſolchen Schicht“, ſagte Smetona hier⸗ 
über, „ſtellt eine ſehr große Aufgabe dar. Mancher wird 
ſich fragen: Warum denn? Man hört doch dauernd davon, 
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daß es unmöglich iſt, den Ueberſchuß an intelligenten 
Kräften unterzubringen. Das iſt ein Mißverſtändnis. An 
intelligenten Kräften, die fähig ſind, ver⸗ 
antwortungsvolle, führende nationale 
Arbeit zu leiſten, mangelt es uns noch 
immer. Oder können wir ſchon diejenigen als hierzu 
geeignet bezeichnen, die einige Klaſſen des Gymnaſiums 
durchgemacht haben, ein intelligentes Großtun zur Schau 
tragen, aber nicht die genügende Vorbereitung beſitzen, um 
eine ernſte Arbeit vollbringen zu können? An ſolchen Per⸗ 
ſonen iſt wirklich ein Ueberfluß vorhanden. Auf der Suche 
nach Stellen laufen ſie die Türen der Behörden ein. Sie 
möchten durchaus Beamte werden. Es wäre für ſie aber 
beſſer, wenn ſie ein Handwerk erlernten und ausübten. Das 
würde unſerm Lande auch mehr Nutzen einbringen.“ 

Smetona hat hier zweifellos den wundeſten 
Punkt des litauiſchen Staats⸗ und Volks⸗ 
lebens berührt. Die in Litauen vorhandene Intelligenz⸗ 
ſchicht iſt dünn. Die bodenſtändige Intelligenz 
hat ſich, ſoweit ſie überhaupt vorhanden iſt, im öffentlichen 
Leben nicht durchſetzen können. Die Intelligenz 
aber, die ſich durchgeſetzt und den Staat mit Beſchlag belegt 
hat, beſitzt keine Verbindung mit den breiten 
bäuerlichen Bevölkerungsſchichten. Dieje 
maßgebende Oberſchicht, die nach dem Zuſammenbruch aus 
allen Teilen des weiten ruſſiſchen Reiches auf litauiſchem 
Boden zuſammengeweht worden iſt und in Verbindung mit 
dem geſellſchaftlich und geiſtig einflußreichen Element des 
ſtädtiſchen, bauernfremden Judentums ſteht, hindert das 
Hochkommen und vergiftet die Entwicklung 
einer bodenſtändigen Intelligenz, die ſich in 
organiſchem Wachstum zu einer Führerſchicht der Bauern 
heranbilden könnte, deren Maſſe noch in der Dumpfheit 
früherer Leibeigenſchaft lebt und zu dem heutigen Staate 
kaum mehr innere Beziehungen als zum früheren zariſti⸗ 
ſchen Reiche beſitzt. 

Es iſt begreiflich, daß die regierende Oberſchicht und 
deren mitlaufende Karrieremacher ſich ſcheuen, ſich in einer 
allgemeinen Wahl der Kritik der Bevölkerung auszuſetzen. 
Wenn ſchon eine neue Volksvertretung gewählt werden ſoll, 
dann wahrſcheinlich nach einer Methode, die mehr oder 
weniger derjenigen der letzten polniſchen Seim⸗ und Senats⸗ 
wahlen oder derjenigen ähnelt, die bei der Wiederwahl 
Smetonas im Jahre 1931 angewandt wurde. Smetona hat 
ſich zu der Frage, wann die Wahlen ſtattfinden 
könnten, ſehr unklar geäußert: „Dieſe Frage“, meinte er, 
„kann nicht nach dem Kalender beantwortet werden, ſondern 
nur dann, wenn der geeignete Zeitpunkt gekommen ſein 
wird.“ Gegenwärtig, fuhr er fort, könnten verſchiedene 
fremde Staaten in einem kleinen Staate wie Litauen durch 
moderne Mittel den Gang der Wahlhandlung beeinfluffen; 
das habe die letzte Wahl zum Memellandtag gezeigt. 
Smetona nimmt alſo wie ſtets, wenn ihm und den Seinen 
die paſſenden innerpolitiſchen Argumente ausgehen, ſeine 
Zuflucht zu außenpolitiſchen „Gründen“: Deutſchland und 
Polen ſollen ſchuld ſein, daß ſich die litauiſche Regierung 
dem Volke nicht zur Wahl ſtellen kann. Smetona merkt 
wohl gar nicht, wie offen er damit die Fragwürdigkeit und 
Brüchigkeit ſeiner vielgerühmten Poſition als „Führer des 
Volkes“ zugibt! 


Einige Bemerkungen zur Ufrainerpolitit Polens 


Nach der polniſchen Volkszählung gibt es in Polen ins⸗ 
geſamt etwa 4,5 Millionen Ukrainer. Sie ſitzen in den 
Wojewodſchaften Lemberg, Tarnopol, Stanislau, Wol⸗ 
hynien und Poleſien, wo ſie den überwiegenden Teil der 
Bevölkerung ſtellen; und ſie reichen mit größeren Aus⸗ 
läufern ihres Siedlungsgebietes in die Wojewodſchaften 
Lublin, Bialyſtok und Krakau hinein. Die Ukrainer ſelbſt 
geben die Zahl ihrer in Polen anſäſſigen Volkszugehörigen 
mit etwa 7 Millionen Seelen an. Das iſt über ein Fünftel 
der Geſamtbevölkerung Polens. Das von einer ukrainiſchen 
Mehrheit bewohnte Gebiet nimmt ein reichliches Viertel 
der polniſchen Staatsfläche ein. Obwohl nun dieſes Gebiet, 
das den nordweſtlichen Teil des weitgedehnten ukrainiſchen 
Volksbodens bildet, im weſentlichen eine räumliche Einheit 
darſtellt, werden die dort wohnenden Ukrainer 
von den Polen dochniemalsalseine Einheit 


behandelt. Es iſt vielmehr eine ſehr bezeichnende Er⸗ 


ſcheinung der polniſchen Ukrainerpolitik, daß ſie grundſätzlich 
und betont die Ukrainer in Galizien von denjenigen in den 
nördlich anſchließenden Wojewodſchaften Wolhynien und 
Poleſien, Bialyſtok und Lublin unterſcheidet. Die Abſicht, 
die mit dieſer ſich auf allen Gebieten der Politik und Ver⸗ 
waltung bemerkbar machenden Unterſcheidung verfolgt 
wird, liegt auf der Hand: 2 “ 3 Millionen laſſen ſich leichter 
niederhalten als 1 6 Millionen. Polen hat ein dringendes 
Intereſſe daran, eine einheitlich gerichtete und geführte 
politiſche Willensbildung der Ukrainer ſeines Staates zu 
verhindern. Sorgſam und mißtrauiſch wird jeder Verſuch 
der galiziſchen Ukrainer, ihre nationale Arbeit zu den 
Volksgenoſſen der anderen Landesteile hinüberzutragen, 
verhindert. Dem in Galizien hoch entwickelten ukrainiſchen 
Genoſſenſchaftsweſen, das dort den ſtärkſten Rückhalt der 
ukrainiſchen Bewegung bildet, wird durch die polniſche Ver⸗ 
waltungspraxis ein Uebergreifen in das benachbarte Wol⸗ 
hynien unmöglich gemacht. Für die breite volksverbundene 
Intelligenzſchicht der galiziſchen Ukrainer beſteht in den 
anderen ukrainiſchen Gebieten Polens zwar nicht formell, 
aber praktiſch eine Art Niederlaſſungsverbot. In der 
polniſchen Ukrainerpolitik beſtehen die 
alten ſtaatlichen Grenzen zwiſchen Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn und Rußland noch heute. 
(Uebrigens verfahren die Polen auch in Galizien ſelber nach 
dem Teilungsprinzip: Indem ſie gewiſſe ſtammliche Be⸗ 
ſonderheiten der Huzulen, Lemken und Boiken ausnutzen, 
verſuchen ſie auch dort, die nationale Geſchloſſenheit der 
Ukrainer zu ſprengen.) 

Dieſem polniſchen Streben kommen mehrere Um⸗ 
ſtände zu Hilfe. Zunächſt iſt zu bemerken, daß ſich 
von Przemysl über Lemberg nach Tarnopol in das ſonſt 
geſchloſſene ukrainiſche Wohngebiet ein ſchmaler, lockerer 
Gebietsſtreifen einſchiebt, der ſtark polniſch durchſetzt iſt und 
3. T. eine polniſche Mehrheit aufweiſt. Wichtiger aber iſt 
folgender Umſtand: Die Ukrainer in Wolhynien 
und Poleſien (von denen im podlachiſchen Süden der 
Wojewodſchaft Bialyſtok und im cholmländiſchen Oſten der 
Wojewodſchaft Lublin gilt jeweils dasſelbe) wurden von 
dem nationalen Erwachen und der politiſch⸗ 
kulturellen Entwicklung, die die Ukrainer 
in Galizien und in der heutigen Sowjet⸗ 
union während des 19. Jahrhunderts durch⸗ 
machten, nur wenig berührt. Ihr nationales 
Bewußtſein iſt im allgemeinen erſt ſchwach entwickelt. Es 
iſt hierfür bezeichnend, daß bei der polniſchen Volkszählung 
in der Wojewodſchaft Poleſien weit über die Hälfte der Be 
wohner weder als Polen, noch als Juden, noch als Ukrainer, 
noch als Weißruſſen, ſondern als „Hieſige“ gezählt 
wurden, alſo — wie das die Polen gerne bezeichnen — als 
„ethnographiſches Rohmaterial“. Dem Genoſſenſchaftsweſen 
der galiziſchen Ukrainer haben diejenigen in Wolhynien uſw. 
nichts Gleichwertiges an die Seite zu ſtellen; es gibt wohl 
auch dort Genoſſenſchaften für die ukrainiſchen 
Bauern, aber ſie ſtehen z. T. unter polniſcher Leitung und 
kommen als organiſatoriſches Rückgrat einer nationalen 
ukrainiſchen Wirtſchaft nicht in Betracht. Volksſchulen 
mit ukrainiſcher Unterrichtsſprache gibt es in Poleſien über⸗ 


haupt nicht. In Wolhynien gibt es keine rein ukrainiſchen, 
ſondern nur utraquiſtiſche Volksſchulen für die ukrainiſchen 
Kinder. Das private ukrainiſche Schulweſen iſt in beiden 
Wojewodſchaften nur dürftig entwickelt. Es fehlt den 
dortigen Ukrainerneine volksbewußte und 
nationalaktive Intelligenz. In den wolhyni⸗ 
ſchen und poleſiſchen Städten fpielt das Ufrainertum 
gegenüber den Juden und Polen kaum eine Rolle, während 
in Galizien der Verſtädterungs⸗ und ſoziale Differenzie⸗ 
rungsprozeß unter den Ukrainern zwar langſame, aber 
beſtändige Fortſchritte macht. 


Ein ſchwer ins Gewicht fallender Unterſchied beſteht 
zwiſchen den Ukrainern diesſeits und jenſeits der alten 
Staatsgrenzen auch in konfeſſioneller Bezie⸗ 
hung. In Galizien hat ſich unter öſterreichiſcher Herrſchaft 
die griechiſch⸗katholiſche Kirche als konfeſſionell 
maßgebende Einrichtung der Ükrainer erhalten. Dagegen 
wird das konfeſſionelle Leben der Ukrainer des ehemaligen 
ruſſiſchen Reiches ſeit der gewaltſamen Niederwerfung der 
Uniaten durch den Zarismus durch die griechiſch⸗ 
orthodoxe Kirche beſtimmt; und dieſe befindet ſich ſeit 
dem Zuſammenbruch der ruſſiſchen Orthodoxie in Ab⸗ 
hängigkeit vom polniſchen Staat. Die Kirche, die in Galizien 
eine von ſtarkem nationalen Leben durchdrungene Einrich- 
tung iſt, gibt den Ukrainern in Wolhynien uſw. alſo keinen 
unbedingt verläßlichen Rückhalt. So ſtehen die dortigen 
Ukrainer, ohne wirtſchaftliches und kulturelles Organiſations⸗ 
weſen und ohne Intelligenzſchicht, die dieſes zu tragen ver⸗ 
möchte, dem völkiſchen Angriff des Polentums ziemlich 
wehrlos gegenüber. Was ſie dieſem Angriff entgegenſetzen 
können, das iſt in der Hauptſache ihr paſſives Be⸗ 
harrungsvermögen, das ſie davor bewahrt, aus 
„Hieſigen“ zu falſchen Polen zu werden, und ſie in nicht 
ſeltenen Fällen ſogar befähigt, aus zugewanderten Polen 
„Hieſige“ zu machen. 2: 

Auch ein eigenes Parteiweſen, wie es bei ihren 
galiziſchen Volksgenoſſen beſteht, haben fie nicht heraus⸗ 
bilden können. Die in Galizien tätigen ukrainiſchen Par⸗ 
teien, wie z. B. die Undo, haben ſich auf wolhyniſchem oder 
poleſiſchem Boden nicht zu entfalten vermocht. Bei den Ge⸗ 
meindewahlen von 1934 und den Sejmwahlen von 1935 hat 
man von einem „poleſiſchen Wunder“ geſprochen: 
Es wurden in dieſer Wojewodſchaft, für die die polniſche 
Volkszählung nur etwa 10 v. H. Polen ausweiſt, ausſchließ⸗ 
lich Kandidaten der polniſchen Regierungsliſte gewählt. Es 
ſcheint alſo, als hätte der Wojewode Koſtek⸗Biernacki in 
feinem Amtsbereich ganze Arbeit geleiſtet. Aber es ſcheint 
eben nur ſo. Und auch im Amtsbereich des Lucker Woje⸗ 
woden Jozewſki ſcheint es nur fo. Dieſe beiden Verwal⸗ 
tungsbeamten haben es ausgezeichnet verſtanden, „Wahlen 
zu machen“ und die Entwicklung eines legalen ukrainiſchen 
Parteiweſens niederzuhalten. Aber letzten Endes iſt die 
Folge ihrer Verwaltungskunſt nur das Fehlen einer na⸗ 
tional⸗ukrainiſchen Parteiorganiſation, nicht aber die Be⸗ 
jahung des polniſchen Staates durch die Ukrainer. Die 
Re Organiſation der Wolhyniſchen 

krainer, die WUD, ift eine Schöpfung des 
Wojewoden Jozewſki. Dieſer rühmt ſich der ge⸗ 
lungenen Verſtändigung mit „ſeinen“ Ukrainern. Eine 
Verſtändigung kann es jedoch nur zwiſchen zwei einiger⸗ 
maßen gleichwertigen Partnern geben. Im Falle Wolhynien 
aber iſt ein ſelbſtändiger ukrainiſcher Partner überhaupt 
nicht vorhanden. Jozewſki hat ſich vielmehr aus einer 
Gruppe gefügiger und halbpoloniſierter Ukrainer, an deren 
Spitze der Abgeordnete und frühere Petljuraanhänger 
Pewny ſteht, den Gegenſpieler für ſeine „Verſtändigungs⸗ 
politik“ ſelber geſchaffen. Der Krakauer „Czas“, der ſich vor 
kurzem mit den Methoden der Nationalitätenpolitik Jo⸗ 
zewſkis kritiſch auseinanderſetzte, hat wahrſcheinlich recht, 
wenn er von Pewny und deſſen Kreiſe fagt, fie ſeien keine 
Bundesgenoſſen Polens, ſondern Intereſ⸗ 
ſenten der polniſchen Politik. Dieſe „Gegen⸗ 
ſpieler“ des Wojewoden ſind ſchwerlich als die Repräſen⸗ 
tanten einer politiſchen Bewegung anzuſprechen, die ſich auf 


AR 


die Gefolgſchaft der ukrainiſchen Bevölkerung Wolhyniens 
gründet. Der „Czas“ wirft Jozewſki vor, er habe durch 
ſeine Politik keine Verſtändigung mit den Ukrainern 
erreicht, ſondern die wirklichen Verhältniſſe 
verſchleiert; und er habe dadurch, daß er die Entwick⸗ 
lung jeldftändiger ukrainiſcher Parteien verhindert hat, die 
Ausbreitungillegaler politiſcher Gruppen 
gefördert. Dieſe Auffaſſung wird durch die nicht ab⸗ 


reißende Kette von politiſchen Terrorakten und Prozeſſen, 
die ſich am Rande der Jozewſkiſchen „Verſtändigungs⸗ 
politik“ abſpielen, beſtätigt. Der „Czas“ iſt der Auffaſſung, 
daß eine Politik, wie ſie in Wolhynien, aber auch in Poleſien 
gegenüber den Ukrainern getrieben wird, keine Löſung 
des Problems, ſondern eine politiſche 
Illuſion iſt. Er ſteht mit dieſer Auffaſſung in Polen 
nicht allein. Dr. K. 


Das Danziger Statut 


Der Chefredakteur des Wilnaer „Slowo“ veröffentlichte 
kürzlich einen Artikel, der zwar weit davon entfernt iſt, die 
landläufige polniſche Einſtellung zu Danzig wiederzugeben, 
aber durch die grundſätzliche Art, in der er das Problem der 
Danzig⸗polniſchen Beziehungen anfaßt, bemerkenswert iſt. 
Mackie wicz glaubt eine Löſung dieſes Problems in der 
Erfüllung der folgenden Forderungen zu ſehen: 

1. Die Intervention des Völkerbundes 
in Danziger Fragen wäre zu beſeitigen, 
der Vertreter des Völkerbundes aus Danzig zu entfernen 
und die heutige internationale Struktur Nieser Stadt zu 
ändern. 

2. Der Freien Stadt wäre ein Höchſtmaß 
an politiſcher Unabhängigkeit zu ſichern: 
Polen müßte auf einige politiſche Rechte verzichten, die 
ihm in Danzig zuſtehen, von denen es aber keine 
politiſchen Vorteile hat. 

3. Aus Danzig und Polen müßte ein Zollgebiet 
ohne jegliche Beſchränkungen geſchaffen werden; 
man würde dadurch Danzig mit Polen wirtſchaftlich ver⸗ 
binden, wobei freilich die Zuſammenarbeit der beiden 
Währungen notwendig wäre. 

4. Einem Gericht Norwegens oder der juriftifchen 
Fakultät in Oslo müßte die Entſcheidung über 
abweichende Interpretationen des Danzig⸗ 
polniſchen Uebereinkommens übertragen werden. 

Dieſe Vorſchläge ſind inſofern intereſſant, als ſie von 
einer klaren Scheidung einerſeits der wirt⸗ 
ſchaftlichen und andererſeits der völkiſch⸗ 
politiſchen Beziehungen zwiſchen Danzig 
und Polen ausgehen. „Wirtſchaftlich“, ſagt Mackiewicz 
hierzu, „müßte Polen in Danzig auf feſten Füßen ftehen; 
das würde beiden Teilen zum Vorteil gereichen. Wir 
ſollten aber nicht danach trachten, Danzig 
politiſch zu beherrſchen, ſondern im Gegenteil die 
Danziger ſich ſelbſt überlaſſen ... Wenn gejagt wird, daß 
Danzig wirtſchaftlich zu Polen gehöre, und daß es ein Un⸗ 
ſinn ſei, daß man dort am Deutſchtum feſthalte, ſo iſt dies 
inſofern richtig, als das Feſthalten am Deutſch⸗ 
tum ein wirtſchaftlicher Unſinn (7) iſt. Aber 
der alte Marx hat ſich in ſeiner Theſe vom geſchichtlichen 
Materialismus geirrt, und gerade Danzig und vielleicht 
auch Wilna ſind die kraſſeſten Beweiſe dafür, daß die Theſe, 
nach welcher wirtſchaftliche Rückſichten die Politik diktierten, 
nicht ſtimmt. Denn Danzig, deſſen Wirtſchaftsintereſſen 
ſamt und ſonders an Polen gefeſſelt ſind, will um nichts in 
der Welt ‚polnifch‘ fein, während Wilna, das heute wirt⸗ 
Run im Abſterben begriffen ift, um jeden Preis polniſch 
ein will.“ 

Die Vorſchläge Mackiewiczs laufen in erſter Linie auf 
eine Ausſchaltung des Völkerbundes aus 
der Behandlung der Danziger Fragen hinaus. 
Daß ein ſolcher Wunſch von polniſcher Seite geäußert wird, 
iſt verſtändlich. Man hat in Polen in der Zwiſchenſchaltung 
des Völkerbundes immer ein Hindernis für die Durch⸗ 
führung der gegen Danzig gerichteten Pläne geſehen, — 
wie man ja auch den Minderheitenſchutzvertrag als eine 
läſtige internationale Einmiſchung in das Verhältnis Polens 
zu ſeinen fremden Volksgruppen von jeher bekämpft hat, 
ohne ſich freilich in der Durchführung der gegen die Volks⸗ 
gruppen gerichteten Politik durch die Exiſtenz dieſes Ver⸗ 
trages allzu ſehr beeinfluſſen zu laſſen. Man kann nicht be⸗ 
haupten, daß der Völkerbund feine ihm im Statut auf⸗ 


erlegten Verpflichtungen gegenüber der Freien Stadt vrik 
beſonderem Eifer oder beſonderem Erfolge erfüllt hat.“ Aber 


darauf allein kommt es bei der Beurteilung des von Mackie 
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wicz gemachten Vorſchlages nicht an. Die Tatſache, daß 
Polen die Zwiſchenſchaltung des Völkerbundes ſtets als 
eine Behinderung ſeiner weitgehenden 
Danziger Pläne empfunden und hin und wieder auch 
in verſchiedenen Einzelfragen praktiſch zu fühlen bekommen 
hat, iſt für Danzig als ein Poſitivum des gegenwärtigen 
Statutes zu buchen. Außerdem find mit dem Statut 
gewiſſe Danziger Grundrechte gegenüber 
Polen verbunden, die von dieſem zwar trotz des 
Statutes dauernd verletzt worden find, die Danzig aber eine, 
wenn auch nur ſchwache moraliſche Rückendeckung und 
politiſche Reſerveſtellung gewähren. Es ſei z. B. daran 
erinnert, daß im Danzig⸗polniſchen Hafenabkommen von 
1933 ausdrücklich der Vorbehalt gemacht worden iſt, daß der 
ſich aus dem Statut ergebende grundſätzliche Anſpruch der 
Freien Stadt auf volle Ausnutzung des Danziger Hafens 
durch Polen in keiner Weiſe berührt wird. Die Aufhebung 
des Statutes würde, ſoweit das Verhältnis zwiſchen Danzig 
und Polen in Frage kommt, zunächſt einmal eine 
größere Bewegungsfreiheit Polens gegen⸗ 
über Danzig bedeuten. (Daß die Freie Stadt durch die 
Entfernung des Völkerbundskommiſſars von gewiſſen Ver⸗ 
ſuchen einer Beeinträchtigung ihrer inneren Bewegungs⸗ 
freiheit erlöſt werden würde, ſteht auf einem anderen Blatt.) 
Grundſätzlich muß zu dem Vorſchlag Mackiewiczs feſtgeſtellt 
werden, daß angeſichts des Kräfteverhältniſſes zwiſchen 
Danzig und Polen und angeſichts der unleugbaren Abſichten 
Polens, Danzig zu ſchlucken, die Freie Stadt im 
Falle einer Aufhebung des gegenwärtigen 
Statutes eine gewiſſe vertraglich feſt⸗ 
gelegte Sicherung ihrer Selbſtändigkeit 
von anderer, politiſch gewichtiger Seite 
nicht entbehren könnte (und zwar von einer Seite, 
die der Freien Stadt eine wirkſamere Hilfe gegen polniſche 
Gelüſte geben kann und will), — es fei denn, daß Polen 
auf alle politiſchen Berechtigungen, die ihm das gegen⸗ 
wärtige Statut eingeräumt hat oder die es ſich im Laufe 
der Zeit durch die Ausübung eines illoyalen Druckes ſelber 
angemaßt hat, reſtlos verzichtet. Hierzu aber kann ſich auch 
Mackiewicz nicht entſchließen; er ſpricht nur ſehr undeutlich 
davon, daß „Polen auf einige politifche Rechte verzichten 
müßte, die ihm in Danzig zuſtehen, von denen es aber 
keine Vorteile hat“. Die Vorſchläge Mackiewiczs über 
die Vereinheitlichung des Danzig⸗polniſchen Zollgebietes 
ſind zu unklar, um zu einer Stellungnahme Anlaß zu geben. 
Bemerkenswert bleibt an dem Artikel des Wilnaer 
„Slowo“, daß der Verfaſſer eine Reviſion der gegenwärtigen 
völkerrechtlichen Situation der Freien Stadt Danzig befür⸗ 
wortet und dabei — im Gegenſatz zu der in Polen herrſchen⸗ 
den Neigung — unter Anerkennung des unveränderlich 
deutſchen Charakters der Stadt eine ſcharfe Scheidung 
zwiſchen dem wirtſchaftlichen und dem politiſchen Sektor 
der Danzig-polnifchen Beziehungen zu machen bemüht iſt. 
Intereſſant ſind auch folgende abſchließende Sätze ſeines 
Artikels: „Das pſychiſche Verhältnis der Dan⸗ 
ziger Deutſchen zu Polen wird immer vom 
Verhältnis der Deutſchen als Volk zu Polen 
abhängen. Bei uns (in Polen) iſt man ſich ſehr wenig 
darüber im Klaren, wie freundſchaftlich und wohl⸗ 
wollend augenblicklich dieſes Verhältnis iſt. Wer es 
nicht glaubt, der mag nach Deutſchland reiſen! Er wird dort 
Dinge feſtſtellen, die weder Ihr noch Eure Väter geträumt 
haben. Die Nationalſozialiſten find ſeit 1848 
eerfte polenfreundliche politiſche Or⸗ 
Ration Deutſchlands. Das mag uns gefallen 


ga- 
der nicht gefallen, aber es iſt tatſächlich fo...“ 


Das unbekannte Pommerellen 


Es iſt für das Verhältnis Polens zu Pommerellen 
einigermaßen bezeichnend, daß die polniſche Nach⸗ 
kriegsliteratur keinen regionalen pomme⸗ 
relliſchen Roman hervorgebracht hat. Mit 
dieſer Frage hat ſich der inzwiſchen eingegangene national⸗ 
demofratifche „Kurier Lwowski“ am 15. Dezember aus⸗ 
einandergeſetzt. 
Abtrennung des pommerelliſchen Gebietes vom Deutſchen 
Reich zwei polniſche Schriftſteller den Verſuch unter- 
nommen, das pommerelliſche Land und ſeine Bewohner 
erzählend nachzugeſtalten. Als erſter iſt hier Jerzy 
Bandrowſki zu nennen. „Er zeigte“, heißt es in dem 
erwähnten Artikel, „das Leben und die Arbeit der Fiſcher, 
drang aber nicht bis zum Weſentlichen ihres 
Charakters durch.“ Als zweiter bemühte ſich Stefan 
Balicki, der für feinen Roman („Die neunte Welle“) 
gleichfalls die Küſte als Hintergrund nahm und etwas tiefer 
in die Seele des kaſchubiſchen Fiſchers eindrang. „Aber 
auch ſein Roman iſt noch nicht ein lebendiger Ab⸗ 
glanz der pommerelliſchen Seele“. Die Schrif⸗ 
ten Bandrowſkis und Balickis blieben nur ein Verſuch, 
einen pommerelliſchen Roman zu ſchaffen, ein Verſuch, den 
niemand mehr fortführte, „als die erſte Begeiſterung über 
den Beſitz einer eigenen Meeresküſte verrauſcht war“. 

Erſt vor zwei Jahren ſind dann wieder zwei Romane 
erſchienen, die pommerelliſche Menſchen und Milieus zu 
ſchildern verſuchen. Der eine dieſer Romane, „Miechowiec 
und Sohn“ von Adam Grzymala⸗Siedlecki, ſpielt 
in einer kleinen pommerelliſchen Stadt, aber ſein Held, der 
alte Miechowiec, iſt ein aus dem Poſenſchen ſtammender 
Pole, der, wie in dem erwähnten Artikel behauptet wird, 
hervorragend den polniſchen Kaufmannsſtand der Weſt— 
gebiete verkörpert. „Sein ‚pommerellifcher Charakter' tritt 
in einer gewiſſen äußeren Rauheit in die Erſcheinung, wie 
wir ſie z. B. nicht bei den Großpolen finden; aber das iſt 
auch eigentlich alles, was an ihm pommerelliſch' iſt.“ Von 
dem jungen Miechowiec heißt es, daß er keinerlei 
äußere oder geiſtige Merkmale eines 
pommerelliſchen Menſchen aufweiſe, und von den 
übrigen, im Roman dargeſtellten Perſonen wird feſtgeſtellt, 
ſie ſeien farbloſe und wertloſe Typen. Im 
ganzen könne der Roman Gragmala-Siedleckis keinen Ans 
ſpruch darauf erheben, als pommerelliſcher Roman an⸗ 
geſprochen zu werden. Weiter wird ein Roman von 
Guſtawa Jarecka „Alte Sünden“ erwähnt. Er ſpielt 
gleichfalls in einem pommerelliſchen Städtchen. „Und damit 
iſt eigentlich der ‚pommerelliſche Charakter' diefes Romans 
ſchon erfhöpft... Ausgeſprochen pommerel⸗ 


Danach haben in der erſten Zeit nach der 


liſche Akzente, wenn man von der ziemlich zweifel⸗ 
haften Authentizität der Mundart abſieht, gibt es hier 
nicht.“ Der Verfaſſer des erwähnten Artikels ſchließt ſeine 
Bemerkungen über den leigentlich nicht vorhandenen) 
pommerelliſchen Roman u. a. mit folgenden Worten: „Das 
Auffallende bei allen hier kurz beſprochenen Romanen iſt 
das Fehlen einer tieferen Problematik, die 
mit Land und Leuten in Zuſammenhang ſteht ...“ 


Was der Verfaſſer ſonſt noch an Romanen erwähnt, 
für die Pommerellen als Hintergrund herhalten muß, iſt 
politiſche Senſationsliteratur. Deren offen⸗ 
ſichtlich deutſchfeindliche Tendenz ſcheint ihm 
zwar Vergnügen zu machen, aber er ſchämt ſich offenbar 
doch, dieſe Spionage⸗, Kriegs⸗ und Schauergeſchichten feiner 
Leſerſchaft zu empfehlen. Er erwähnt da einen Roman von 
Sim Poker der unter dem Titel „Die Meerfrau“ nach der 
Schwarz⸗Weiß⸗Manier Urſprung und Ereigniſſe eines 
deutſch⸗polniſchen Zukunftskrieges an die Wand zu malen 
bemüht iſt. Einige Sätze aus der Beſprechung ſeien wieder⸗ 
gegeben: „... Im Herzen Pommerellens befindet ſich das 
Hauptquartier der deutſchen Armee mit dem Thronfolger an 
der Spitze. Dank dem Opfermut einer Polin kommt der 
Thronfolger in einem Schloſſe, das von polniſchen Fliegern 
bombardiert wird, ums Leben. Die Polen gehen zu einem 
ſtarken Gegenangriff über. Sie ſiegen ...“ Das genügt 
wohl! Als der einzige polniſche Romanſchriftſteller, „der 
ein gründliches Urteil über deutſch⸗polniſche Fragen beſitzt“, 
wird von dem Verfaſſer des Lemberger Artikels Maciej 
Wierzbinſki bezeichnet. In einem feiner Romane bietet 
er gleichfalls eine „außerordentlich phantaſtiſche“ Schilde⸗ 
rung des kommenden deutſch⸗polniſchen Krieges; ſchon der 
Titel verrät die Tendenz: „Der Angriff der Geier“. Drei 
weitere Romane desſelben Schriftſtellers haben die pol⸗ 
niſchen Aufſtände in Poſen, Oberſchleſien 
und Pommerellen (?) zum Gegenſtand. 


Man kann den Lemberger Artikel über den „pommerel⸗ 
liſchen Roman“ dahin zuſammenfaſſen, daß Pommerellen 
den Polen (an der Arbeit ihrer Schriftſteller gemeſſen) noch 
innerlich fremd und in der Hauptſache ein Anlaß iſt, gegen 
Deutſchland zu hetzen. Indem der Artikelſchreiber das Ver⸗ 
ſagen der polniſchen „ſchöngeiſtigen“ Literatur in bezug auf 
Pommerellen bedauert, beſtätigt er die eigentlich nicht er⸗ 
ſtaunliche Tatſache, daß der äußeren Beſitzergreifung 
Pommerellens durch Polen keine innere Beſitzergreifung 
gefolgt iſt. Um dem Artikelſchreiber für dieſe intereſſanten 
Aufſchlüſſe zu danken, wurde fein Artikel an dieſer Stelle jo 
ausführlich zitiert. 


ö Oſtland⸗ Chronik 


Anverſtändliche Aufregung 
Der nationaldemokratiſche „Kurier Poznanski“ hat ſich 
in ſeiner Nummer vom 11. Januar in einem längeren Leit⸗ 
aufſatz mit dem Artikel in „Oſtland“, Nr. 1/1936 „Die 
deutſche Geſchichte der Stadt Poſen“ aus 
einanderzuſetzen verſucht. Der „Kurier“ beſtreitet zunächſt 
die Richtigkeit der in dieſem Artikel gemachten Mitteilungen 
über einige bezeichnende Momente aus der Geſchichte dieſer 
Stadt, was in Anbetracht ſeiner bekannten Unluſt, die Mit⸗ 
wirkung deutſcher Aufbaukräfte an der Entwicklung Polens 
zuzugeben, nicht weiter verwunderlich iſt. Dann aber gibt 
der Poſener „Kurier“ dem Oſtland⸗Artikel einen Dreh ins 
„Hakatiſtiſche“, den ein weniger in vorgefaßten Meinungen 
befangener Leſer, als der Schreiber des „Kurier“ es iſt, 
ſchwerlich mitmachen wird. Er findet es beſonders anſtößig, 
daß am Schluß des erwähnten Artikels geſagt worden iſt: 
„Wer die Geſchichte der Stadt Poſen im Wechſel der Jahr⸗ 
hunderte und Jahrtauſende ſieht, für den ſchrumpft das 
Unglück, das ein oder zwei oder auch drei Generationen 
erlebten, zu einer Epiſode zuſammen.“ Dieſe Feſtſtellung, 
meint der „Kurier“, laſſe „an Deutlichkeit und Brutalität 
wirklich nichts zu wünſchen übrig“; fie ſei ein Yusdr, 
„räuberiſchen deutſchen Eroberungsſucht“. Derartige n 


Ausdrücke hat der „Kurjer Poznanski“ ſchon zu häufig an 
unpaſſender Stelle verſchwendet, als daß man ſie noch be⸗ 
ſonders ernſt nehmen könnte. Es ſei nebenbei bemerkt, daß 
der Schlußabſatz des „Oſtland“-Artikels nicht aus der 
„Deutſchen Schulzeitung in Polen“ ſtammt, auf die ſich der 


des „Oſtland“ erwähnt, vom Poſener Magiftrat im 18. Jahr⸗ 
hundert in den Poſener Kämmereidörfern angeſetzt und 
unter preußiſcher Herrſchaft in der Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts poloniſiert worden ſind. — Uebrigens hat die 
Schriftleitung des „Oſtland“ aus dem Artikel des „Kurier“ 
zu ihrer Verwunderung entnehmen müſſen, daß das von ihr 
geleitete Blatt „halbamtlichen Charakter“ trägt. Die Schrift⸗ 
leitung hat davon bisher noch keine Kennntis gehabt. 


Eine Erklärung des Polenbundes 

Der Hauptvorſtand des Bundes der Polen 
in Deutſchland trat am 8. Januar in Berlin zu einer Be⸗ 
prechung zuſammen. Er faßte, wie üblich, mehrere Be⸗ 
chlüſſe, die ſich auf Organiſationsfragen und die Lage der 
polniſchen Volksſplitter in Deutſchland bezogen. Außerdem 
veröffentlichte er im „Dziennik Berlinski“ und den anderen, 
vom Bund abhängigen Blättern eine Erklärung 
folgenden Inhalts: N 

Der Hauptvorſtand des Bundes der Polen in Deutſch⸗ 
land ſei nach gründlicher und allſeitiger Beſprechung der 
Lage der polniſchen Bevölkerung in Deutſchland zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß die gegenwärtige Lage geändert 
werden müſſe ... Die amtliche Erklärung, die die Ein⸗ 
tellung der Germaniſierung ankündigte, fei „durch eine 

lenderung der tatſächlichen Verhältniſſe nicht unterſtützt“ 
worden. Im Gegenteil, das Verhältnis zur polniſchen 
Minderheit in Deutſchland ſei „durch die ſyſtematiſche Er⸗ 
ſchwerung der Pflege der nationalen Eigenart, ſowie da⸗ 

urch, daß man ſich der Ausübung felbjt der einfachſten 
nationalen Rechte auf kirchlichem und religiöſem, Bildungs⸗ 
und kulturellem, ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiet 
ſtändig entgegenſtelle“, verſchärft worden. Dann heißt es 
weiter: Der Vorſtand des Polenbundes habe alle Mühe auf⸗ 
gewandt, um die Angelegenheit durch rechtlich begründete 
Intervention bei den zuſtändigen Stellen zu regeln, und er 
habe auch die öffentliche Meinung ſtändig durch Vermitt⸗ 
lung der polniſchen Preſſe in Deutſchland unterrichtet. Da 
dieſe Aktion nicht das Verſtändnis einiger 
Verwaltungsbehörden gefunden habe, er⸗ 
achte es der Hauptvorſtand des Polen-⸗ 
bundes für notwendig, Schritte zu unter⸗ 
nehmen, um dem Führer und Kanzler des 
Deutſchen Reiches, Adolf Hitler, perſönlich 
die Lage der polniſchen Bevölkerung in 
Deutſchland darzuſtellen, ſowie die drin⸗ 
gendſten Anſprüche vorzutragen. 

Der Vorſtand des Polenbundes erhebt gegen die für die 
Behandlung ſeiner Beſchwerden zuſtändigen Stellen, alſo 
vor allem das Reichs- und Preußiſche Miniſterium des 
Innern, den Vorwurf, daß fie ſich der polniſchen Volks⸗ 
fplitter in Deutſchland nicht in der gebührenden Weiſe an⸗ 
genommen hätten. Er ſtützt dieſen Vorwurf auf die Behaup⸗ 
kung, daß die Lage der polniſchen Volksſplitter in Deutſch⸗ 
land ſich in letzter Zeit in jeder Hinſicht verſchlechtert habe, 
eine Behauptung, die durch die Bericht⸗ 
erſtattung der Polenbundpreſſe über das 
Aufblühen des polniſchen Organiſations⸗ 
weſens ſelbſt häufig genug widerlegt wor⸗ 
den iſt. Es ſcheint, daß der wenig taktvolle Ton dieſer 
Erklärung durch die inneren Schwierigkeiten 
des Polenbundes, wie ſie kürzlich in der „illegalen“ 
Tagung des ſchleſiſchen Landesverbandes zum Ausdruck 
kamen, mit veranlaßt worden iſt. Es iſt bezeichnend, daß 
die Erklärung ſofort von der ſtaatspolniſchen 
Preſſe aufgegriffen und dort je nach Temperament 
und Geſchmack aufgebauſcht worden iſt. Es wird ſich noch 
Gelegenheit ergeben, auf die Erklärung einzugehen. 
Rydz- Smigly nach Paris eingeladen 

Nach polniſchen Preſſemeldungen hat der Chef des 
franzöſiſchen Generalſtabes, General Gamelin, den 
Generalinſpekteur der polniſchen Armee, General Ry d z⸗ 
Smigly, offiziell nach Paris eingeladen. Es iſt 
anzunehmen, daß Rydz⸗Smigly dieſer Einladung, die all⸗ 
gemein als ein beredtes Zeichen für die Beſſerung der 
franzöſiſch-polniſchen Beziehungen angeſehen wird, an⸗ 
nehmen wird. Der Generalinſpekteur gilt als ein Anhänger 
der engeren Zuſammenarbeit mit Frankreich. Die Rede, die 
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er am 27. Dezember gelegentlich der Feier des gegen Deutſch⸗ 
land gerichteten Poſener Aufſtandes gehalten 857 beſtätigt 
indirekt dieſe politiſche Charakteriſierung. — Der „Ilustro- 
wany Kurier Codzienne“, der die Nachricht von der bevor⸗ 
ſtehenden Reiſe Rydz⸗Smiglys zuerſt brachte, berichtete bei 
dieſer Gelegenheit über die feindſelige Haltung 
der franzöſiſchen Behörden gegenüber den 
noch in Frankreich anſäſſigen polniſchen 


Arbeitern. Bekanntlich hatte die franzöſiſche Regierung 


vor einiger Zeit in Warſchau mitteilen laſſen, daß ſie keine 
polniſchen Arbeiter mehr nach Polen abſchieben laſſen werde. 
Tatſächlich hat aber die polniſche Rückwanderung 
aus Frankreich in letzter Zeit erneut ein⸗ 
geſetzt. Das erwähnte Krakauer Blatt berichtete, daß die 
energiſchen Bemühungen der polniſchen Konſulate in Frank- 
reich, die ſchwere Lage der polniſchen Arbeiter durch Inter⸗ 
ventionen bei den franzöſiſchen Behörden erträglicher zu 
geſtalten, vergebens geweſen ſeien. Die Polen werden jetzt 
zwar im allgemeinen nicht mehr behördlich gezwungen, das 
Land zu verlaſſen. Aber das Verbleiben in Frankreich wird 
ihnen wirtſchaftlich unmöglich gemacht, fo daß fie „freis 
ni abreifen. Im Endeffekt kommt das auf dasſelbe 

inaus. ; E 


„Les Cahiers Polonais“ i 

Wie die „Gazeta Polska“ meldete, iſt Ende letzten Jahres 
in Paris die erſte Nummer der Monatsſchrift „Les 
Cahiers Polonais“ erſchienen, deren Schriftleiter der 
Pariſer Korreſpondent dieſes polniſchen Regierungsblattes, 
H. Korab⸗Kucharſki iſt. Die Zeitſchrift ift für ges 
bildete Kreiſe beſtimmt. Wie der Herausgeber in einem 
kurzen einleitenden Artikel ſchreibt, macht die Zeitſchrift es 
ſich zur Aufgabe, „die Franzoſen mit der wahren Geſtalt 
des polniſchen Lebens bekannt zu machen“. Das erſte Heft 
iſt der polniſchen Verfaſſungsreform gewidmet. Die früher 
in Paris herausgegebene polniſche Propagandaſchrift „La 
Pologne“, die vor etwa 17“ Jahren ihr Erſcheinen einftellen 
mußte, hat alſo in neuer Geſtalt ihre Auferſtehung erlebt. 


Vizeminiſter Oberſt Bleſzynſki 

Der bisherige Militärattache an der polniſchen Botſchaft 
in Paris, Oberſt Jerzy Bleſzynſki, wurde als Vize⸗ 
miniſter (Staatsſekretär) ins Warſchauer Kultusminiſterium 
berufen. Oberſt Bleſzynſki war vor dem Kriege Profeſſor 
an einem Krakauer Gymnaſium, rückte bei Kriegsausbruch 
mit den Legionen Pilſudſkis ins Feld und kam, wie viele 
andere, auf dieſe Weiſe in die militäriſch-politiſche Laufbahn. 


Der Preſſechef der polniſchen Botſchaft verläßt Berlin 

Der Preſſechef der polniſchen Botſchaft in Berlin, 
Dr. Kierkin, iſt in die Preſſeabteilung des 
Warſchauer Außenminiſterfum's berufen 
worden. Dr. Kirkien kam vor zwei Jahren nach Berlin, 
alſo zu einer Zeit, in der mit dem Gewaltverzichtspakt der 
Verſuch einer Neugeſtaltung der deutſch⸗polniſchen Be⸗ 
ziehungen begann. Er war ſeinerzeit an den Verhandlun⸗ 
gen, die zu einer Vereinbarung über die Zuſammenarbeit 
auf dem Gebiete der öffentlichen Meinungsbildung führten, 
von polniſcher Seite maßgebend beteiligt. 


Sieben Geislein bedrohen die Sich⸗rheit Polens 

Es wäre eine Doktorarbeit wert, deutſche Märchen, wie 
z. B. die von Schneeweißchen und Roſenrot, von den ſieben 
Geislein, von Schneewittchen uſw., auf ihren „ſtaatsgefähr⸗ 
lichen“ Inhalt hin zu unterſuchen. Der deutſche Kul- 
turbund in Dftoberfchlefien wollte einen Märchen⸗ 
Nachmittag für Schulkinder veranſtalten. Aber 
die deutſchen Kinder, denen man in den Schulen die Schätze 
der deutſchen Märchenwelt vorenthält, ſollen nicht ein⸗ 
mal außerhalb der Schule die Möglichkeit haben, ſich durch 
Bild und Wort an den Phantaſiegeſtalten eines Schnee⸗ 
wittchen oder eines Schneeweißchen zu erfreuen. Denn die 
polniſche Polizeibehörde verbot die Veran⸗ 
ſtaltung, da zuerſt die Erlaubnis der zuſtändigen 
Schulinſpektion eingeholt werden müſſe. Die Schul⸗ 
inſpektion erklärte ſich für nicht zuſtändig und verwies den 
Kulturbund an das Schulkuratorium, diefes wieder⸗ 
um an die Sicherheitsbehörde, die ihrerſeits die 
Eingabe auf dem Umwege über die Polizei zu be⸗ 
arbeiten gedenkt. Eine Kette ohne Ende. 


Keine Weihnachisgeſchenke für deutſche Kinder 
. Wie in früheren Jahren, fo wurden auch zu Weih⸗ 
nachten 1935 die Kinder der arbeitslos gewordenen 


Belegſchaftsmitglieder der Hubertushütte wieder be⸗ 


ſchenkt. Im Gegenſatz zu früheren Jahren aber wurde dies⸗ 
mal bei der Verteilung der Geſchenke ein nationaler Unter- 
ſchied gemacht. Den Familien, die ſich zur deutſchen Volks⸗ 
gruppe bekennen, war z. T. überhaupt keine Einladung zu 
der in der Hüttenkantine ſtattfindenden Weihnachtsfeier zu⸗ 
geſtellt worden. Denjenigen deutſchen Familien aber, die 
hierzu eingeladen worden waren, wurde, als ſie zur Feier 
kamen, mitgeteilt, daß ihre Namen aus der Liſte geſtrichen 
worden ſeien und daß ihre Kinder nicht beſchenkt werden 
könnten. Der Betriebsrat, an den ſich die Zurückgewieſenen 
wenden wollten, war nicht zu finden. Es iſt dies nicht der 
einzige Fall, in dem arbeitslofe deutſche Volksgenoſſen in 
Polen erfahren mußten, daß auch das Weihnachtsfeſt 
die nationale Antipathie nicht zu überwinden vermag. 


Schlechter Wille oder Bequemlichkeit? 

Im Jahre 1932 wurden in Wolhynien mit einem 
Schlage nicht weniger als 57 deutſche Schulen be⸗ 
hördlich geſchloſſen, indem den Kantoren, die 
in dieſen den Unterricht erteilten, die Lehrgenehmigung ent⸗ 

gen wurde. Mit der Auflöſung der Kantoratsſchulen ſchien 

as deutſche Schulweſen in dieſem Teil des Staates zunächſt 
„liquidiert“. Es kam jedoch anders: Das wolhyniſche Deutſch⸗ 
tum hat ſich, obwohl es ſich in ſchwerſter wirtſchaftlicher Not 
befindet, ſofort an den Neuaufbau feines vor⸗ 
ſätzlich und leichtfertig zerſtörten Schul⸗ 
weſens herangemacht. die armen deutſchen Ge⸗ 
meinden entſchloſſen ſich, die höheren Koſten für den Unter⸗ 
halt der geforderten, ſeminariſtiſch vorgebildeten Lehrkräfte 
auf ſich zu nehmen; und ſie waren auch entſchloſſen, die 
Laſten zu tragen, die ihnen der Bau neuer Schulgebäude 
aufbürdete. Einige neue Schulen, die allen Anforderungen 
entſprechen, ſind bereits eröffnet worden. In einer ganzen 
Reihe von Fällen aber werden den deutſchen Gemeinden 
immer neue Schwierigkeiten gemacht. Die Baupläne 
für die neuen Schulgebäude müſſen dem Bauamt 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Von vielen Gemeinden 
liegen nun die Pläne ſchon ſeit über zwei 
Jahren im Bauamt, ohne daß es dieſes bisher für 
notwendig gehalten hat, ſich um deren Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung zu kümmern. Die Abſicht iſt klar: Am 1. Juli 
d. Is. läuft die Friſt ab, bis zu der die Baupläne genehmigt 
ſein müſſen. Schulen, deren Pläne bis zu dieſem Termin 
nicht genehmigt ſind, dürfen nicht errichtet werden. Entweder 
handelt es ſich bei dieſer Verzögerung der Genehmigung um 
ſchlechten Willen oder — es iſt bedauerlich, das ſagen zu 
0 — um allzu große Bequemlichkeit der betreffenden 

eamten. 


Wojewodſchaftsverwalkung gegen deufiche Beamte 
Die Deutſchen in Polen haben jenes berüchtigte 
Schreiben der Kattowitzer Wojewodſchafts⸗ 
verwaltung an die Induſtriellen des Bielitzer Bezirks 
noch nicht vergeſſen, in dem dieſe unter Androhung behörd⸗ 
licher Repreſſalien die Anweiſung zur Entlaſſung ihrer 
deutſchen Beamten und Angeſtellten erhielten. Das peinliche 
Aufſehen, das dieſes Schreiben damals erregte, veranlaßte 
die Kattowitzer Wojewodſchaftsverwaltung von der Durch⸗ 
führung dieſes ſummariſchen Entdeutſchungsverfahrens 
Abſtand zu nehmen. Sie hat jedoch niemals daran gedacht, 
auf die Entdeutſchung ſelbſt zu verzichten. Sie hat jetzt das 
Syſtem der „individuellen Behandlung“ ge⸗ 
wählt. Das heißt: Aus dieſem oder jenem Grunde werden 
nacheinander die einzelnen Induſtriellen des Bielitzer Be: 
zirks in die Kattowitzer Wojewodſchaft befohlen, wo ihnen 
dann mehr oder weniger deutlich klar gemacht wird, wie 
gern es „höheren Orts“ geſehen würde und wie vorteilhaft 
es für ſie ſelber wäre, wenn ſie ſo und ſo viele deutſche 
Beamte aus ihren Betrieben entließen und an deren Stelle 
polniſche Zuwanderer aus Galizien oder Kongreßpolen ein⸗ 
ſtellten. Es handelt ſich bei den Deutſchen, die hier unter 
Druck der Kattowitzer Wojewodſchaft auf die Straße ge⸗ 
worfen werden ſollen, zum größten Teil um Angehö⸗ 
ige der deutſchen Geſchlechter, die ſeit 


Jahrhunderten im Teſchener Schleſien an⸗ 
ſäſſig ſind. Die Induſtriellen des Bielitzer Bezirks 
haben ſich dem Druck der Kattowitzer Poloniſierungsbehörde 
bisher nicht gefügt. Die Erſetzung der geſchulten deutſchen 
Kräfte durch polniſche oder jüdiſche Zuwanderer liegt nicht 
im Intereſſe ihrer Betriebe. Aber die unverändert an⸗ 
dauernde Wirtſchaftskriſe liefert ſie immer mehr der 
poloniſierenden Willkür der Behörden aus. Die Zahl 
der deutſchen Beamten, die von der Behörde auf 
die ſchwarze Lifte geſetzt worden find und entlaſſen 
werden ſollen, beträgt, wie aus den Kreiſen der 
Induſtriellen verlautet, weit über hundert. 


Die polniſche Eiſenbahndirektion in Danzig verurteilt 
Die deutſche Oeffentlichkeit hat ſchon oftmals Anlaß 

ehabt, ſich mit der unhaltbaren und unverantwortlichen 

erſonalpolitik der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
direktion in Danzig kritiſch auseinanderzuſetzen. Die 
deutſchen Arbeiter dieſer Verwaltung ſind im Lauf der 
Jahre zum weitaus größten Teil unter den verſchiedenſten 
Vorwänden entlaffen und durch zugewanderte Polen erſetzt 
worden. Auf die deutſche Oeffentlichkeit hat dieſes auch 
heute noch andauernde Verfahren um ſo aufreizender und 
verbitternder wirken müſſen, als es ſich auf deutſchem 
Volksboden und in den Grenzen eines deutſchen Staates 
abſpielt, der durch aufgezwungene internationale Verträge 
in ſeiner Handlungsfreiheit beſchränkt worden iſt. Jetzt end⸗ 
lich iſt an zwei typiſchen Fällen die Rechts⸗ 
widrigkeit des Vorgehens der polniſchen 
Eiſenbahndirektion durch rechtskräftige 
Entſcheidung eines Danziger Gerichtes 
klargeſtellt worden. j 

Zwei deutſche Arbeiter hatten beim Arbeitsgericht gegen 

die Eiſenbahndirektion Klage erhoben mit der Begründung, 
daß ihre Entlaſſung wegen ihrer Zugehörig⸗ 
keit zum deutſchen Volkstum erfolgt ſei und 
ſomit gegen eine Entſcheidung des Hohen Kommiſſars von 
1921 und gegen die Danziger Verfaſſung verſtoße. Die 
Eiſenbahndirektion verſuchte, vor Gericht glauben zu machen, 
daß die Entlaſſung „aus Mangel an Etatsmitteln“, alſo aus 
„Sparſamkeitsgründen“, erfolgt ſei. Dieſe Behauptung ließ 
ſich leicht widerlegen: Der Direktion wurde nachgewieſen, 
daß in der Zeit vom 1. April 1934 bis zum 30. Juni 1935, 
d. i. in der Zeitſpanne, während welcher die Entlaſſung der 
beiden Kläger erfolgte, 179 Arbeiter entlaſſen, 
dagegen 260 neu eingeſtellt wurden. Der Per⸗ 
ſonalbeſtand erhöhte ſich in der angegebenen Zeit alſo be⸗ 
trächtlich, ſo daß die Angaben der Direktion von vornherein 
unglaubwürdig erſchienen. Es ift weiter bemerkenswert, 
daß von den 179 Entlaſſenen 151 mehr als 
10 Dienſtjahre hinter ſich hatten, alſo zu einer 
Zeit in den Eiſenbahndienſt eingetreten waren, in der es 
dort noch ſo gut wie keine Polen gab. Das Landesarbeits⸗ 
gericht, vor dem der Fall am 7. Januar d. Is. abſchließend 
verhandelt wurde, mußte demgemäß zu der Feſtſtellung 
kommen, daß für die Entlaſſung der Wunſch der polniſchen 
Eiſenbahndirektion maßgebend war, das deutſche Perſonal 
durch polniſches zu erſetzen, daß demgemäß die Entlaſſungen 
zu Unrecht erfolgten. Die von der Direktion gegen das 
Urteil des Arbeitsgerichtes vom 9. September v. Is. ein⸗ 
gelegte Berufung wurde vom Landesarbeitsgericht auf 
Koſten der Beklagten verworfen. Nachdem die Rechtslage 
durch dieſen Prozeß grundſätzlich zugunſten der entlaſſenen 
deutſchen Arbeitskameraden geklärt iſt, beſteht die Möglich⸗ 
keit, daß dieſer erſte, probeweiſe durchgeführte Prozeß 
weitere Klagen anderer unrechtmäßig Entlaſſener nach ſich 
ziehen wird. 


Sokolverband unker endekiſcher Führung 
Der frühere nationaldemokratiſche Abgeordnete Oberſt 
a. D. Arciſzewſki wurde zu Beginn des Jahres an 
Stelle des bisherigen Vorſitzenden Graf Adam Za⸗ 
moyſki zum Präſidenten des polniſchen Sofolverbandes 
gewählt. Die politiſche Einſtellung der einzelnen Gliederun⸗ 
gen des Verbandes iſt nicht einheitlich. Während die Sokoln 
in einigen Landesteilen dem Regierungslager naheſtehen, 
alten ſie es in anderen Gebieten mehr mit der Oppoſition. 
it der Wahl eines nationaldemokratiſchen Präſidenten 
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ſcheint die Oppoſition im Verband das Ueber⸗ 
gewicht gewonnen zu haben. Allerdings beſitzen die 
Sokoln ſchon ſeit über einem Jahrzehnt bei weitem nicht 
mehr diejenige Bedeutung, die ihnen früher, in der Zeit der 
Staatenloſigkeit, in politiſcher Hinſicht, vor allem in bezug 
auf die Jugenderziehung, zukam. 


Neuer polniſcher Verkehrsminiſter 

Der ſeit drei Jahren amtierende polniſche Verkehrs⸗ 
miniſter Butkiewicz iſt überraſchend zurückgetreten. 
Butkiewicz iſt aus dem Eiſenbahndienſt, in dem er ſich lang⸗ 
ſam hochgearbeitet hatte, hervorgegangen. Zum Nachfolger 
wurde der bisherige ſtellvertretende Chef der Heeres⸗ 
abteilung, Oberſt im Generalſtab Julius Ulrych, ernannt. 
Ueber die Gründe des plötzlichen Wechſels auf dem Verkehrs⸗ 
miniſterpoſten iſt nichts bekannt. Die Tatſache, daß der neue 
Miniſter aus dem aktiven Heeresdienſt kommt, deutet 
darauf hin, daß die polniſche Verkehrspolitik in Zukunft 
ſtärker, als es bisher der Fall war, unter militäriſche 
Geſichtspunkte geſtellt werden ſoll. Politiſch ge⸗ 
hört Miniſter Ulrych zur Oberſtengruppe, deren 
Poſition im politiſchen Leben Polens ſich anſcheinend wieder 
zu feſtigen beginnt. 


Johann -Gotilieb- Herder · Preis 

Ein Amerikaner hat der Reichsſchrifttumskammer 
mehrere Preiſe zur Förderung der Malerei, der 
angewandten Kunſt und vor allem der Dicht⸗ 
kunſtin den Grenzgebieten zur Verfügung geſtellt. 
Mit der Verleihung des Johann⸗Gottlieb⸗Herder⸗ 
Preiſes für den Nordoſten, der alljährlich am Todestage 
Herders, alſo am 18. Dezember, in Höhe von 5000 *., zur 
Verteilung kommen ſoll, wurde die Königsberger Univerſität 
betraut. In die Wertung einbezogen ſollen Arbeiten werden, 
die in den drei, der jeweiligen Preisverteilung voraus- 
gegangenen Jahren vollendet wurden. Es iſt ein fünf⸗ 
köpfiges Preisgericht gebildet worden, dem als Ver⸗ 
treter der Univerſität Königsberg Profeſſor Dr. Zieſe mer 
und Dozent Dr. Harmjanz, als Vertreter der Reichs⸗ 
ſchrifttumskammer Miniſterialrat Dr. Wismann und als 
Vertrauensmänner des Stifters Oberpaſtor Dr. Grüner⸗ 
Riga und Dr. Kurt Lück-Poſen angehören. Die erſte 
Preisverteilung wird im Dezember d. Is. ſtattfinden. 


Grenzſchutz⸗Gedenktafel in Frankfurt (Oder) 

In nächſter Zeit wird von der zuſtändigen Gruppe des 
Bundes Deutſcher Oſten in der Marienkirche zu 
Frankfurt (Oder) eine Gedenktafel für die 
gefallenen Kameraden des Grenzſchutzes 
O ft angebracht werden. Es find bisher die Namen von 
etwa 600 Zefallenen feſtgeſtellt worden. Um die in der 
Verluſtliſte noch beſtehenden Lücken zu füllen (ſo müſſen 
einige Gefallene, für die nähere Angaben noch fehlen, bisher 
als „unbekannt“ aufgeführt werden), ergeht an alle Leſer 
die dringende Bitte, alle ihnen bekannten Namen von 
Grenzſchutzgefallenen der Untergruppe Oſtmark des 
Bundes Deutſcher Oſten (Frankfurt/ Oder, Hinden⸗ 
burgſtraße 79b) mitzuteilen. Anzugeben ſind: Vor⸗ und Fa⸗ 
milienname, Dienftgrad, Heimatort, Geburtstag, Todesort 
und ⸗tag, Anſchrift der Eltern oder ſonſtigen Angehörigen. 
Die Angaben ſollen nach Möglichkeit bis Ende Januar in 
Händen der angegebenen BDD-Stelle ſein. 

Seedienſt Oſtpreußen - Finnland 

Der Seedienſt Oſtpreußen hatte ſchon im ver⸗ 
gangenen Jahre mit einem kleinen Dampfer verſuchsweiſe 
den Verkehr zwiſchen Pillau (Oſtpreußen) und 
Helſingfors (Finnland) aufgenommen. Dieſer Verkehr 
wird vom Seedienſt im Jahre 1936 mit dem 2400 Brutto⸗ 
regiſtertonnen großen Motorſchnellſchiff „Preußen“ durch⸗ 
geführt werden. Es iſt vorgeſehen, die „Preußen“ vom 
25. Mai bis 27. September jeden Freitag abend von Helſing⸗ 
fors und jeden Mittwoch nachmittag von Pillau auslaufen 
zu laſſen (Ankunft in Pillau bzw. Helſingfors jeweils am 
Vormittag des übernächſten Tages). Von Sonntag bis Mitt⸗ 
woch jeder Woche wird die „Preußen“ von Pillau über 
Zoppot, Swinemünde nach Travemünde und 
zurück laufen. In den Monaten Juli und Auguſt werden 
den Bedürfniſſen des Reiſeverkehrs entſprechend Memel, 
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Warnemünde und Binz angelaufen werden. Wäh⸗ 
rend der Olympiade, der großen oſtpreußiſchen Reit⸗ 
veranſtaltungen und der Deutſchen Oſtmeſſe in Königsberg 
wird die „Preußen“ auch mehrmals Reval und Libau 
berühren. Schließlich wird in der Sonnwendwoche auch ein⸗ 
mal Arensburg auf Oeſel angelaufen werden, um 
deutſchen Jugendgruppen den Beſuch des Grabes von 
Walter Flex zu erleichtern. Dieſe Ausdehnung des See⸗ 
dienſtes Oſtpreußen, die dazu beitragen wird, die Beziehun⸗ 
gen zu dem befreundeten Finnland zu vertiefen, iſt ſehr zu 
begrüßen. Es iſt zu erwarten, daß von den hier gebotenen 
neuen Verkehrsmöglichkeiten in reichem Maße Gebrauch 
gemacht werden wird. Die Tarife werden binnen kurzem 
vom Reichsverkehrsminiſterium veröffentlicht werden. 


Neuer Sender in Gleiwitz 

Am 23. Dezember wurde von der Deutſchen Reichspoſt 
ein neuer Rund funkzwiſchenſender in Glei⸗ 
witz in Betrieb genommen. Damit wird der Funkſtunde 
in Gleiwitz, Nebenſender des Reichsſenders Breslau, ein 
neuzeitlicher Sender zur Verfügung geſtellt. Er hat zwar 


keine größere Sendeleiſtung (5 Kilowatt), erhält aber durch 


eine ſchwundmindernde Antenne in einem 110 Meter hohen 
Holzturm eine größere Reichweite als der bis» 
herige Sender. Der neue Sender iſt im Norden der 
Stadt, etwa eine Viertelſtunde vom Stadtinnern entfernt, 
errichtet, die Beſprechungsräume des Nebenſenders find 
jedoch im alten Funkhaus verblieben. Die Deutſche Reichs⸗ 
poſt hat die Hoffnung, daß ſie mit den neuen Einrichtungen 
den Rundfunkempfang erheblich verbeſſern wird und ſomit 
zu einem weiteren Anwachſen der Zahl der Rundfunkteil— 
nehmer mithilft. 


Kirchenſchändung im „kaſchubiſchen Czenſtochau“ 

In dem bekannten Wallfahrtsort Schwarzau auf der 
Putziger Nehrung iſt ein Kirchenraub verübt worden. Das 
Standbild der „Mutter Gottes“ wurde vollkommen beraubt, 
auch ſonſt wurden arge Verwüſtungen in dem Gotteshaus 
angerichtet. Die Erregung in der Bevölkerung iſt um ſo 
größer, als es ſich um einen Ort handelt, der allgemein das 
„kaſchubiſche Czenſtochau“ genannt wird. Die Pfarrkirche 
enthält ein als wundertätig geltendes Standbild der 
„Mutter Gottes“ als Schutzpatronin der Fiſcher, das ſchon 
ſeit undenklichen Zeiten verehrt und heilig gehalten wird, 
und ein gotiſches Kunſtwerkaus dem 14. Jahr⸗ 
hundert iſt. Nicht nur von den Ufern der Putziger 
Nehrung und der Halbinſel Hela kommen hier an den 
Ablaßtagen Gläubige her, ſondern auch aus Zoppot, Danzig 
und den umliegenden Orten. Ein Gemälde, das vor dem 
Standbild aufgehängt war, und ein wertvolles Geſchenk 
Kaiſer Wilhelms I. an die Kirche war, iſt mit roher 
Gewalt heruntergeriſſen und zerfetzt worden. Der Haupt⸗ 
altar mit dem Marienſtandbild iſt nach den 
angerichteten Verwüſtungen kaum noch zu 
erkennen. Die „Mutter Gottes“ iſt ihrer rechten Hand, 
ihres Strahlenkranzes, der rings um die ganze Figur an⸗ 
gebracht war, ihrer echt goldenen Krone und der Edelſteine 
am Gewande beraubt worden. Ebenſo wurde dem Feſus⸗ 
kind ſeine ebenfalls echte Krone heruntergeriſſen und der 
Sockel des Standbildes zerſchlagen. Die Ewige Lampe, 
Kerzen und Leuchter des Altars lagen zerbrochen am 
Boden, die Schaukäſten mit den goldenen und ſilbernen 
Weihegeſchenken waren durch Hammerſchläge zertrümmert, 
ein goldener Kelch und ein ſilbernes Zefäß, in dem die 
Hoſtien aufbewahrt wurden, ſind geſtohlen worden. Auch 
die koſtbare große Monſtranz, die unter Kirchengewändern 
verſteckt war, iſt verſchwunden. 


Urfeilsverfündung im Pierackiprozej, 

Im Pierackiprozeß wurde am 13. Januar das Urteil 
verkündet. Von den 12 der Mitgliedichaft in einer ver⸗ 
botenen Organiſation, der Ermordung des polniſchen 
Innenminiſters bzw. der Beihilfe zur Flucht beſchuldigten 
Ukrainer wurden verurteilt: die Hauptbeſchuldigten Ban⸗ 
dera, Lebedj und Karpenecj zum Tode, die An⸗ 
geklagten Klymyſchyn und Pidhajn vj zu lebens⸗ 
länglichem Gefängnis, die Angeklagten Hnatniwka, 
Maljuca, Katſchmarſkyj und Myhal zu je 


15 Jahren Gefängnis, die Angeklagte Saryeka zu 
8 Jahren und die Angeklagten Tſchornyj und Rak zu 
je 7 Jahren Gefängnis. Die Todesſtrafen gegen die 
drei Erſtgenannten wurden auf Grund der Amneſtie in 
lebenslängliche Gefängnisſtrafen umge⸗ 
wandelt. Bei den Freiheitsſtrafen wurde die Unter⸗ 
ſuchungshaft angerechnet. 


Züdiſche Frechheit . 

Der in Lodz erſcheinende jüdiſche „Tygodnik Handlowy 
Kupiecki i Rzemieslniczy“ („ Handels⸗Wochenſchrift für Kauf⸗ 
leute und Handwerker“) ſtellte vor kurzem eine Reihe von 
Forderungen auf, die für das dreiſte Auftreten der 
Juden in Polen bezeichnend ſind. So wird z. B. verlangt: 
Die jüdiſche Religion (gemeint iſt das moſaiſche Bekenntnis) 
iſt offiziell anzuerkennen (da es ohnehin ſchon jüdiſche Un⸗ 
ternehmungen gebe, z. B. in Lodz, in denen die dort 
beſchäftigten Chriſten obligatoriſch den Sabbath heiligen). 
Alle Aufſchriften, die den Namen „Chriſtus“ enthalten, ſind 
dort, wo auch Juden wohnen, zu entfernen. Der jüdiſche 
Sabbath iſt offiziell anzuerkennen, und die Juden müſſen 
das Recht erhalten, am Sonntag zu arbeiten und Geſchäfte 
zu machen. Die Weihnachtsfeiern in öffentlichen Schulen 
ſind abzuſchaffen, das Singen von Kollenden und chriſtlichen 
Hymnen in der Heffentlichkeit hat zu unterbleiben. Leute, 
die ſich erdreiſten, öffentlich Kritik an den Juden ir üben, 
find aus den Aemtern zu entfernen, bzw. zur gerichtlichen 
Verantwortung zu ziehen. In den ſtaatlichen Gerichts⸗ 
1 iſt der Bet Din (das jüdiſche Gericht) einzuführen. 

us den Schulen iſt alle Literatur zu entfernen, die die 
Juden verletzen könnte. Die Bezeichnung „chriſtlich“ in 
Zuſammenhang mit „Staat“, „Religion“ und „Nationali⸗ 
tät“ hat in allen Dokumenten und öffentlichen Bekannt- 
machungen zu unterbleiben. — Das ſind einige der von dem 
erwähnten jüdiſchen Blatt aufgeſtellten Forderungen. Jeder 
Pole muß die Tatfache, daß ein jüdiſches Blatt es überhaupt 
wagt, ben Dinge zu ſchreiben, als einen Schlag ins Geſicht 


empfinden 


Die „ukrainiſche Kolonie“ in Poſen 

Eine ukrainiſche Zeitung berichtete kürzlich über die in 
der Stadt Poſen lebenden Ukrainer. Die zahlreichſte 
Gruppe ſind die Studenten, deren Zahl über 100 


beträgt. Sie ſtudieren vor allem Medizin (35) und Phar⸗ 
mazie (30); die Handelshochſchule beſuchen 25, die Hochſchule 
für Maſchinenbau 15; an der philoſophiſchen Fakultät ſind 
nur wenige eingeſchrieben. Die Studenten haben ihre eigene 
Organiſation in der „Hromada Studentiv Ukrainciv“ („Ber 
band der ukrainiſchen Studenten“). Dieſer Verbindung 
ehören etwa 60 Studenten an; es iſt bezeichnend, 
ſchreibt das ukrainiſche Blatt, daß ihr kein Student aus 
Wolhynien angehört, ſondern nur Studenten aus Galizien. 
In Poſen leben, wie es in dem gleichen Artikel weiter heißt, 
auch ungefähr 100 Staatsbeamte und öffent 
liche Angeſtellte ukrainiſcher Volkszugehörigkeit. Die 
Ukrainer in Poſen unterhalten zu ihrer fremdnationalen 
Umgebung keine Beziehungen. 


„Der Raſende Lorbas“. 


Nach dem Ausbau der Strecke Berlin- Königs ⸗ 
berg iſt die Deutſche Reichsbahn der Frage einer weiteren 
Beſchleunigung des Verkehrs zwiſchen der Reichs⸗ und der 
Provinzhauptſtadt nähergetreten. Im kommenden Sommer 
werden zum erſten Mal die großen Stromlinien⸗ 

chnellzuglokomotiven in den fahrplanmäßigen 

erkehr eingeſtellt werden. Die Höchſtgeſchwindigkeit dieſer 
Lokomotiven beträgt 196 Stundenkilometer. Eine wird mit 
ſechs Wagen als „Raſender Lorbas“ von Berlin bis 
Firchau, der letzten reichsdeutſchen Station vor dem Ein⸗ 
tritt in den Korridor, fahren. Jenſeits des Korridors von 
Marienburg bis Königsberg wird einc zweite 
Maſchine verkehren. Von Firchau bis Marienburg 
fährt eine der üblichen polniſchen Maſchinen. Durch die 
Indienſtſtellung der bei Borſig gebauten Stromlinienloko⸗ 
motiven, die mit einer Durchſchnittsgeſchwindig⸗ 
keit von 135 Stundenkilometern fahren ſollen, 
wird auf der Strecke Berlin — Königsberg eine Zeit⸗ 
erſparnis von 75 bis 90 Minuten zu erzielen 
ſein. Der „Raſende Lorbas“ wird dieſe Strecke in weit 
weniger als ſieben Stunden zurücklegen. Wie überall, ſo 
macht ſich auch hier, wo es ſich um die Beſchleunigung des 
Oſtpreußenverkehrs handelt, der Korridor hindernd 
bemerkbar. Die über heute polniſches Gebiet führende 
Bahnſtrecke iſt den Anforderungen, die die Schwere und Ge⸗ 
ſchwindigkeit der Stromlinienlokomotiven an den Unterbau 
ſtellen, nicht gewachſen. 


Zur Aufſtandsfeier in Poſen 


Am 27. Dezember wurde in Poſen der 17. Jahres ⸗ 
tag des Beginns des polniſchen Aufſtandes 
in Poſen gefeiert. Etwa 25 000 Aufſtändiſche marfchierten 
an dieſem Tage auf dem Poſener Freiheitsplatz auf. Die 
Feier erhielt durch die Teilnahme und Anſprache des 
Generalinſpekteurs der Armee ihre beſondere Bedeutung. 
Ganz offenſichtlich wurde mit der Anweſenheit Rydz⸗ 
Smiglys, den Marſchall Pilſudſki noch ſelbſt zu ſeinem 
Nachfolger in der Führung des polniſchen Heeres beſtimmte, 
eine innerpolitiſche Abſicht verfolgt. Zwiſchen den 
Poſener Aufſtändiſchen und den Legionären Pilſudſkis 
haben die ganzen Jahre hindurch ſcharfe Spannungen be⸗ 
ſtanden. Die Legionäre haben auf die Poſener Rebellen 
von jeher mit einer gewiſſen Geringſchätzung herabgeblickt; 
ſie haben der Poſener Aktion den revolutionären Schwung 
abgeſprochen und deren Führern das militäriſche Können 
beſtritten. Das hat in den Reihen der ehemaligen Poſener 
Rebellen verbitternd gewirkt und viel zur Verſchär⸗ 
fung des territorialen Gegenſatzes zwiſchen 
Poſen und Warſchau beigetragen. Wenn der General⸗ 
inſpekteur der Armee jetzt zur Aufſtandsfeier nach Poſen 
gekommen iſt und in ſeiner Anſprache die ſoldatiſchen Tugen⸗ 
den der Rebellen und ihre Verdienſte um Polen gerühmt 
hat, ſo iſt das offenſichtlich geſchehen, um der national⸗ 
demokratiſchen Oppoſition, die die Poſener 
Dezemberrebellion ſtets als „ihren“ Aufſtand gefeiert hat, 
eine ihrer regierungsfeindlichen Agitationstheſen zu nehmen. 

Dieſe Abſicht läßt ſich aus einem Artikel der amtlichen 
„Gazeta Polska“ entnehmen, die in ihrer Neujahrsnummer 
u. a. ſchreibt: Es dürfte nicht ſchwer fein, die Aufſtändiſchen, 
die einen wichtigen Bevölkerungsteil in der Wojewodſchaft 


darſtellen (jeder vierte Wojewodſchaftsbewohner habe ſich am 
Aufſtand beteiligt?), zu einer feſten Gemeinſchaft zuſammen⸗ 
zuſchließen. Und doch ſeien die Aufſtändiſchen heute in ver⸗ 
ſchiedene, einander bekämpfende Lager zerfallen. Statt 
fruchtbarer Arbeit herrſche ein rieſiges Chaos, ſtatt poſitiver 
Leiſtung gegenſeitiger Kampf. Nun aber habe die Poſener 
Feier in den Aufſtändiſchen das Erlebnis ihrer früheren 
Waffenbrüderſchaft wieder lebendig gemacht. „Den Auf» 
gaben des organiſatoriſchen Aufbaus der Aufſtändiſchen hat 
dieſer Jahrestag erſt die wirkliche Perſpektive gegeben. 
Niemals hat es eine beſſere Gelegenheit gegeben als augen⸗ 
blicklich, um die organiſatoriſche Zwieſpältig⸗ 
keit der einſtigen Aufſtändiſchen zu einer 
A Konſolidierung zu bringen. 
m Augenblick iſt die Gelegenheit dazu gegeben. Man findet 
ein bereitetes Feld der gegenfeitige: Verſtändiguna. Die 
Aufſtändiſchen ſind an den ſoldatiſchen Inſtinkt erinnert 
worden; und dieſer Inſtinkt muß zum Inſtinkt des Bürgers 
werden.“ Das heißt: es ſoll verſucht werden, unter dem 
Eindruck der groß aufgezogenen Feier die Poſener 
Rebellen dem Einfluß der Nationaldemokratie zu ent⸗ 
ziehen und ſie zu einer Kerntruppe des Regierungslagers 
auf dem ſchwankenden Poſener Boden zu machen. Praktiſch 
läuft das darauf hinaus, daß die betont antideutſche 
Haltung der Poſener Rebellen von den Re⸗ 
gierungskreiſen anerkannt wird, — wie es 
ähnlich unter Führung Grazynſkis in Oſtoberſchleſien ſchon 
lange der Fall iſt. Damit erhält die Anweſenheit und die 
Anſprache des Generalinſpekteurs der Armee auch ihre 
außenpolitiſche Note. Es iſt nicht erſichtlich, ob das 

beabſichtigt war. 
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Galizierſiedlungen in Poſen? 


Das polniſche Landwirtſchaftsminiſterium plant für das 
Jahr 1936 die Verpflanzung von einigen 
hundert Zwergbauern aus der Wojewod⸗ 
ſchaft Krakau nach Poſen. Es ſollen, wie einige 
polniſche Blätter berichteten, etwa 400 ſolcher „Galizier⸗ 
ſiedlungen“ von je 7 bis 10 Hektar beſtellbaren Bodens ent: 
ſtehen. Die Siedler ſollen ihre galiziſchen Zwergwirtſchaften 
verkaufen, dann auf den ihnen in Poſen zugeteilten 
Beſitz eine Anzahlung in Höhe von 5 v. H. des Schätzungs⸗ 
preiſes der Bodenfläche einſchließlich der Gebäude leiſten 
und den Reſtkaufpreis in Jahresraten (bis zu 41) bezahlen. 
Ob dieſer Plan durchgeführt wird, ſteht noch nicht endgültig 
feſt. Feſt ſteht jedoch von vornherein, daß der durcheine 
ſolche Aktion in Galizien geſtiftete Nutzen 
in keinem Verhältnis ſtehen würde zu dem 
im Poſenſchen angerichteten Schaden. 

Der Poſener „Nowy Kurier“ hat ſich ganz entſchieden 
gegen eine Verwirklichung dieſes Planes gewandt. Es iſt 
bekannt, ſchreibt das Blatt u. a., daß Weſtgalizien 
übervölkert iſt und die verhältnismäßig größte Zahl 
von lebensunfähigen Zwergwirtſchaften beſitzt. In 
einigen weſtgaliziſchen Bezirken herrſcht furchtbare Not, die 
von Jahr zu Jahr ſchlimmer wird, da die Bevölkerung zu⸗ 
nimmt, der tragfähige Boden aber durch die immer wieder⸗ 
kehrenden Ueberſchwemmungsverwüſtungen abnimmt, da 
weiter für die Auswanderung die Wege verſperrt ſind und 
infolge des Stillſtandes der Induſtrie auch ein Abſtrömen 
der überſchüſſigen Landbevölkerung in die Städte nicht in 
Betracht kommt. Es müſſen alſo eine Intenſivierung der 
galiziſchen Landwirtſchaft und eine Ueberführung des Be⸗ 
völkerungsüberſchuſſes in weniger dicht beſiedelte Gebiete 
durchgeführt werden. Aber das Poſener Blatt wendet ſich 
ganz entſchieden dagegen, daß der in Galizien nicht mehr zu 
haltende Bevölkerungsüberſchuß ausgerechnet nach Poſen⸗ 
Pommerellen abgelenkt werden ſoll: Vor 15 Jahren hätten 
dort noch ganz gut einige tauſend galiziſche Bauern unter⸗ 
gebracht werden können. Inzwiſchen aber hätten ſich die 
Verhältniſſe weitgehend geändert. Die Bevölkerung ſei durch 
Geburtenüberſchuß und Zuwanderung beträchtlich ge⸗ 
wachſen. Ein erheblicher Teil der aus Frankreich heim⸗ 
kehrenden Polen bleibe in den beiden Weſtwojewodſchaften 
hängen. Die dortige Landwirtſchaft liege nach der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung der letzten Jahre darnieder. In den 
Städten und auf dem Lande ſei die Arbeitsloſigkeit un⸗ 
geheuer geſtiegen. Zehntauſende von Menſchen in Poſen und 


Pommerellen, faſt durchweg Söhne von Bauern, hätten nur 
einen Wunſch: ein Stückchen Acker ihr eigen zu nennen; 
aber es fehlten ihnen die Mittel, es zu erwerben. Dagegen, 
ſo fährt der „Nowy Kurjer“ dann fort, hätten viele von 
ihnen genügend Geld, um ſich eine Siedlung zu jenen Be⸗ 
dingungen zu erwerben, die den aus Galizien nach Poſen 
umzuſiedelnden Bauern zuerkannt werden ſollen. Es ſei 
nicht ſchwer, ſich vorzuſtellen, welchen Eindruck die Mit⸗ 
teilung von der geplanten Aktion unter den Poſener Klein⸗ 
bauern und Landloſen hervorrufen müſſe. Das Blatt 
ſchließt ſeine Betrachtung mit der Feſtſtellung ab, daß die 
Verwirklichung dieſes unglückſeligen Umſiedlungsplanes das 
Problem der Uebervölkerung des galiziſchen Dorfes auch 
nicht im entfernteſten zu löſen vermöchte, in Poſen aber recht 
unerwünſchte Stimmungen hervorrufen würde. 

Damit hat der „Nowy Kurier“ ſicherlich recht. Hat die 
Zuwanderung kongreßpolniſcher und galiziſcher Polen ſchon 
zu einer Zeit, als die wirtſchaftlichen Verhältniſſe noch 
einigermaßen befriedigend waren, böſes Blut unter den alt⸗ 
eingeſeſſenen Polen des Poſener Landes gemacht, ſo 
würde die bevorzugte Anſiedlung landfremder Bauern 
heute, da es dort ſelbſt wirtſchaftlich ſchlecht geht, und da 
a aulente dort vergebens auf die Befriedigung ihres 

andhungers warten, ſchwere Verſtimmungen hervorrufen 
müſſen. Der Wojewodſchaft Krakau wäre 
dadurch, daß einige hundert Zwergbauern abwandern und 
durch den Verkauf ihres Beſitzes die Wirtſchaften ihrer 
zurückbleibenden Nachbarn ein wenig vergrößern, nur 
wenig geholfen. Für einige kleine weſtgaliziſche 
Dörfer würde ſich vielleicht eine vorübergehende Entlaſtung 
ergeben, vorausgeſetzt, daß den Zurückbleibenden die zum 
Ankauf des Landes der Abwandernden notwendigen Mittel 
zu Bedingungen zur Verfügung geſtellt würden, die ihrer 
meiſt erbarmungswürdigen Armut einigermaßen ent⸗ 
ſprächen. Für das Ganze jedoch würde dieſe Umfiedlungs- 
aktion nicht mehr als einen Tropfen auf den heißen Stein 
bedeuten. Und in Poſen, einem Gebiet, das trotz ſeiner 
geringeren ländlichen Siedlungsdichte gleichfalls als lan d⸗ 
wirtſchaftlich übervölkert anzuſprechen iſt, 
würden die aliziſchen Zuwanderer wirt⸗ 
ſchaftlich und ſozial mehr ſchaden als nützen. 
Daß die Bewohner der beiden Wofewodſchaften ſich mit 
einer künſtlich verſtärkten Zuwanderung aus dem übrigen 
Polen nicht befreunden können und wollen, iſt nur allzu 
verſtändlich. i 


Mehr Kinder, aber weniger Lehrer 


Seit Jahren beſchäftigen ſich Oeffentlichkeit und Re⸗ 
gierung in Polen mit der Frage, wie den kraſſen Mißſtänden 
im Schulweſen Polens abgeholfen werden kann. Eine 
Löſung wurde bisher nicht gefunden. Die Zahl der Kinder, 
die feine Schule beſuchen oder nach einem unregelmäßigen 
und erfolgloſen Schulbeſuch in die Reihen der „rückfälligen 
Analphabeten“ einrücken, wächſt von Jahr zu Jahr. Teils 
liegt die Schuld daran, daß die Mittel, die für das Bildungs⸗ 
weſen zur Verfügung ſtehen, von Jahr zu Jahr knapper 
geworden ſind, teils aber auch daran, daß die polniſchen 
Behörden bewußt die Zerſtörung des Schul⸗ 
weſens der fremden Volksgruppen betreiben. 
Welche Rolle dieſer letztere Faktor ſpielt, wird man ſehr 
leicht erkennen, wenn man ſich daran erinnert, daß die 
Deutſchen in Polen im Laufe der Jahre 
mehrere hundert Schulen verloren haben, 
daß die Zahl der ukrainiſchen Schulen in Galizien 
von etwa 2000 auf 300 geſunken ift, und daß das Schul⸗ 
weſen der übrigen Ukrainer ſowie der Weißruſſen und 
Litauer in Polen ſo gut wie völlig vernichtet worden iſt. 
Dank der polniſchen Minderheitenpolitik haben die 
fremden Volksgruppen in Polen in den 
letzten anderthalb Jahrzehnten mehrere 
tauſend Unterrichtsbetriebe verloren. Daran 
muß man denken, wenn man folgende bemerkenswerte 
Zahlen lieſt, die auf einer kürzlich in Warſchau veranſtal⸗ 
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teten Tagung von über 100 Organiſationen des polniſchen 
Bildungsweſens mitgeteilt wurden. Danach beträgt die Ge⸗ 
ſamtzahl der Kinder im ſchulpflichtigen Alter in Polen heute 
rund 5,5 Millionen. Davon hat eine Million über⸗ 
haupt keinen Unterricht, weil für fie keine Schul⸗ 
räume vorhanden ſind, eine zweite Million geht 
sz war zur Schule, der Unterricht bleibt bei 
ihnen jedoch infolge der ungeheuren Ueber⸗ 
füllung der Klaſſenohne Erfolg, ſo daß ſie nach 
Beendigung ihrer Schulpflicht tatſächlich wieder als An⸗ 
alphabeten in das Berufsleben eintreten. Dies zeigt ſich 
beſonders dann, wenn ſie zum Militärdienſt einberufen 
werden. Sie haben dann das wenige, was ihnen die Schule 
mitgeben konnte, wieder vollſtändig vergeſſen. Es gibt Schul⸗ 
klaſſen mit hundert und ſogar über zweihundert Kindern. 
Die durchſchnittliche Zahl der Klaſſenbeſetzung in Polen be⸗ 
trägt 75. Eine Ausſicht auf Beſſerung dieſer Zuſtände 
beſteht um ſo weniger, als die Zahl der Schulkinder noch 
von Jahr zu Jahr im Wachſen iſt. So betrug der Zuwachs 


Werbt für „Oſtland“, 


die Halbmonatsſchriit für Oſtpolitit! 


im Jahre 1929 262 000 Kinder, im Jahre 1932 375 000. 
Die Wirtſchaftskriſe hat auf die Aufwärtsbewegung dieſer 
Zahlen keinen hemmenden Einfluß ausgeübt, dagegen ver⸗ 
ringerte ſie die Mittel, die für den weiteren Aufbau des 
Schulweſens zur Verfügung geſtellt werden konnten. So 
iſt im Verlauf der verfloſſenen acht Jahre, während die 
Zahl der Schulkinder um zwei Millionen 
zugenommen hat, die der Lehrer von 75 000 
auf 70500 herabgeſetzt worden. Es fehlen 
15 000 Lehrerſtellen. Aber dieſe Lehrerſtellen 
könnten, ſelbſt wenn die Mittel dafür zur Verfügung geſtellt 


würden, zunächſt nicht geſchaffen werden, weil man erſt die 
Schulgebäude bauen müßte. Die dringendſte Forderung. die 
auf der erwähnten Tagung in Warſchau erhoben wurde, 
war die, daß wenigſtens 2000 neue Lehrerſtellen ſofort 
geſchaffen würden. Auch das würde ſchon eine bedeutende 
Belaſtung des ſtaatlichen Haushaltes mit ſich bringen, da die 
Jahresausgaben für die 2000 neuen Stellen ſich auf vier 
Millionen Zloty belaufen würden. So ſieht ſich die polniſche 
Regierung auch auf dem Gebiete der Volksbildung Aufgaben 
gegenüber, die hinter den wirtſchaftlichen an Bedeutung und 
Schwierigkeit nicht zurückſtehen. 


Bücher über den Oſten 


Erinnerungen und Dokumente. Band I. Meine erſten Kämpfe. 
Von Joſef Pilſudſki. Eſſener Verlagsanſtalt, Eſſen 1935. 
79* und 294 Seiten. Broſch. 7,20 /, geb. 8,50 .. — Miniſter⸗ 
präſident General Göring hat zu dieſem 1. Band der „Erinne⸗ 
rungen und Dokumente“, deren Herausgabe vom Marſchall ſelbſt 
autorijtert wurde, ein Vorwort geſchrieben, in dem er Pilſudſki 
als den Mann kennzeichnet, der polniſche Geſchichte machte. Aus⸗ 
wahl, Bearbeitung und Redaktion beſorgten Major Dr. Waclaw 
Lipinſki vom Militärhiſtoriſchen Büro in Warſchau und 

Generalkonſul Kaczkowſki. Lipinſki ſchrieb auch die bio⸗ 
graphiſche Einleitung zu dem Werk; über dieſe wurde an dieſer 
Stelle ſchon früher das Notwendige geſagt. Der an der polniſchen 
Geſchichte der jüngſten Vergangenheit intereſſierte deutſche Leſer 
wird die Herausgabe der „Erinnerungen“ des Marſchalls les 
ſollen vier Bände werden) dankbar begrüßen. Sie macht es ihm 
möglich, beser, als er es aus noch Tv ſorgfältigen Lebens⸗ 
beſchreibungen vermag, das Weſen des Mannes kennen zu lernen, 
dem Polen vor allem verdankt, was es jetzt iſt. Die lebhaft 
nachgeſtaliende Erzählergabe des Marſchalls wird ihn ebenſo 
feſſeln wie die ſtark ausgeprägte Neigung Pilſudſkis zur Selbſt⸗ 
kritik oder die bis in die kleinſten Einzelheiten zergliederte 
ſeeliſche Reaktion auf politiſche und militäriſche Ereigniſſe, zu 
denen der Deutſche vielfach eine andere Einſtellung hat. Was 
dieſen 1. Band der „Erinnerungen“ beſonders intereſſant macht, 
iſt die Sorgfalt, die Pilſudſki auf die Schilderung ſeiner eigen⸗ 
tümlichen nationalen Aufgabe verwendete, die ſich daraus ergab, 
daß er eine Truppe in den Kampf führte, die ſich erſt im Kampf 
ſelber zu einer militäriſchen Einheit heranbilden und die ihr 
geſetzte Aufgabe erſt vor dem polniſchen Volke, vor den Mittel⸗ 
mächten und nicht auletzt auch vor ſich ſelbſt rechtfertigen mußte. 
Dargeſtellt werden die Kampfhandlungen der Legionen bei Nowy 
Korczyn⸗Opatowiec, bei Ulina Mala und Limanowa-Marcin⸗ 
kowice. In einem kurzen Nachwort ordnet Prof. Dr. von 
Arnim dieſe Kämpfe in den großen kriegsgeſchichtlichen Zu⸗ 
ſammenhang ein. Dr. K. 


Das Geſicht des deutſchen Oſtens. Von Erna Lendvai⸗ 
Dirkſen. Zeitgeſchichte Verlag und Vertriebsgeſellſchaft mbö., 
Berlin W 35, 1935. 150 Seiten. Preis Ganzleinen 6,50 ./. — 
Zu begrüßen iſt es, daß die Verfaſſerin in ihrem Buch, das etwa 
120 Bilder, hin und wieder von knappen Texten begleitet, zeigt, 
den reichs deutſchen Oſten von Oſtpreußen bis zur Bayeriſchen 
Oſtmark als eine Einheit aufgefaßt hat. Störend wirkt freilich, 
daß dieſer Rahmen in zweifacher Hinſicht nicht eingehalten wurde: 
Auf der einen Seite ſind Pommern und die mittlere Oſtmark nicht 
vertreten und auf der anderen Seite ſind einige Bilder aus 
Deutſch⸗Böhmen aufgenommen worden. Die künſtleriſche Qualität 
des Werkes, das bisher nicht ſeinesgleichen hat, ſteht außer 
Zweifel. Wenn hier auf einige Mängel hingewieſen wird, ſo 
geſchieht das in der Hoffnung, daß es möglich ſein wird, ſie bei 
einer Neuauflage, die das Buch ſehr wahrſcheinlich erleben wird, 
auszumerzen. Die Verfaſſerin hat verſucht, in einigen Bildern 
den landͤſchaftlichen Hintergrund der von ihr gezeigten Menſchen 
anzudeuten. Dieſe Andeutung der Umwelt mußte bei den nur 
26 Bildern, die darauf verwandt worden ſind, natürlich ſehr ſpar⸗ 
ſam ausfallen. Das Meer, die Dünen und Seen Oſtpreußens 
haben der Künſtlerin einige ebenſo wirkungsvolle wie charakteri⸗ 
ſtiſche Motive geboten. Das landſchaftlich ſo wechſelvolle Schleſien 
aber iſt — von den übrigen Teilen des Oſtens ganz abgeſehen — 
kaum andeutungsweiſe erfaßt: Der Eindruck eines öden Steppen⸗ 
landes, den z. B. das Bild der oberſchleſiſchen Novemberlandſchaft 
hervorruft, iſt weit weniger charakteriſtiſch als viele andere 
Motive, die ſich in dieſem Land der weiten Wälder, rauchenden 
Schlote und welligen Hügel dem Beſchauer bieten; und die beiden 
Bilder ſchneeüberlaſteter Baumgruppen vom Sudetenkamm ſind 
gewiß künſtleriſch geſehen und treffend gedeutet, aber einen Ein⸗ 
druck der ſchleſiſchen Bergwelt vermögen ſie nicht zu vermitteln. 
Auch bei der Auswahl der Köpfe, deren Erfaſſung die hervor⸗ 
ragende Lichtbildnerin erkennen läßt, kann hier und da die Kritik 
einſetzen: Daß die Oberpfalz durch eine zahuloſe, zerknitterte 
Hauſiererin vertreten iſt, wird dort wenig Freude erwecken. Das 


als „oberſchleſiſche Kleinſtadtausſprache“ bezeichnete Bild würde 
in einem anderen Zuſammenhang zum Lachen reizen. Unter dem 
Titel dieſes Buches kann es verletzend wirken. Die photographiſche 
Ausleſe der „vier Temperamente“, die der Bayeriſchen Oſtmark 
entſtammen, wirkt ſpieleriſch und gibt dem Buch keinen würdigen 
Abſchluß. Befremdend wirkt auch das Titelbild, das Bild eines 
Mädchens aus der Lauſitz, von dem es in der Ankündigung des 
Verlages heißt, daß „in der rätſelhaften Weichheit, Weite und 
Unberührtheit“ dieſes Geſichtes „die ganze Seele des deutſchen 
Oſtens ſchwingt“. Dieſe Charakteriſierung muß abgelehnt werden. 
Der Oſten iſt kein romantiſches Rätſel, ſondern eine politiſche 
Aufgabe; er iſt nicht unberührt, ſondern uraltes Kampfland; 
das Geſicht des Oſtens wird nicht durch die Weichheit paſſiver 
Naturen geformt. Und die Weite des Landes zerfließt nicht ins 
Ungewiſſe, ſondern iſt herb und beherrſcht. Dr. K. 


Rückzug vom Balkan. Roman von Leutnant Lerch. Ed. 
Kaiſer Verlag, Großſchönau Sa., 1936. 246 Seiten. Preis Ganz⸗ 
leinen 4,80 /, kartonniert 3,50 RA. — Es iſt das Kriegsbuch 
eines Sudetendeutſchen und ſpielt in der Zeit des letzten Wider⸗ 
ſtandes an der griechiſchen Grenze und des Rückzuges der öſter⸗ 
reichiſchen Truppen vom Balkan. Die Atmoſphäre des Landes, 
in dem Orient und Okzident einander durchdringen, gibt dieſem 
Buch ſeinen Charakter. In den Kampf der Armeen ſpielt der 
Krieg der Banden hinein. Die Völkerſchaften des alten öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Heeres und die Stämme des zerklüfteten 
Balkans ſtellen die handelnden Perfonen dieſes farbigen Er⸗ 
lebnisberichtes eines Frontſoldaten, über dem die Tragik des 
Zuſammenbruchs liegt. Aus der beherrſchten Knappheit des Stils 
ſpricht ebenſo wie aus der Tatſachenſchilderung ſelbſt die Kraft 
echten Soldatentums, das gewohnt war, zu kämpfen, aber keine 
Waffen gegen das Gift des zerſetzenden Verrates beſaß. Es iſt 
gut, daß dieſes Buch uns daran erinnert: Auch dort ſtanden 
während des Großen Krieges Soldaten. Dr. K. 


Der Deutſche Ritterorden, der Wiedereroberer und Koloniſator 
deutſchen Oſtraumes. Von Dr. Franz Lüdtke. Verlag von 
Julius Beltz in Langenſalza⸗Berlin⸗Leipzig, 1935. 61 Seiten. 
Preis 0,80 2.4. — Ein von Berufenen und Unberufenen oft 
bearbeitetes Thema verſteht Lüdtke neu zu geſtalten. Die häufige 


Heranziehung alter Chroniken läßt die wiſſenſchaftliche Grundlage 


der Arbeit durchſchimmern. Der Verfaſſer bemüht ſich, die Ver⸗ 
wandtſchaft der geiſtig⸗weltanſchaulichen Vorgänge der Oſt⸗ 
entwicklung während der Ordenszeit mit denen der Gegenwart 
aufzudecken. Der innere Aufbau des Ordens und ſeine äußere 
Entwicklung, von den Jahrzehnten des Eroberungskampfes bis 
zum Niedergang und ſchließlich zum Hinüberwachſen in die Auf⸗ 
gaben einer neuen Zeit werden geſchildert. Beachtlich ſind die 
Ausführungen über die Gründe des Niederganges. Der ſtändiſche 
Verrat am Ordens⸗ und ſpäter am preußiſch⸗brandenburgiſchen 
Staat wird ohne Schonung beleuchtet. Das mit einer Reihe von 
Bildern ausgeſtattete au iſt eine volkstümliche Arbeit, die das 
Werk des Ordens als bleibende deutſche Leiſtung im Oſten 
herausſtellt. Dr. K. 


Schwarzer Adler. Der Lebensroman Herzog Albrechts, des 
erſten Preußen. Von Gerhard Schultze⸗Pfaelzer. Verlag 
Wilhelm Langewieſche⸗Brandt in Ebenhauſen bei München, 1935. 
341 Seiten. Mit einem Bildnis. Preis Ganzleinen 3.60 %. — 
Faſt ſechs Jahrzehnte hat Markgraf Albrecht von Brandenburg⸗ 
Anhalt als letzter Hochmeiſter des Deutſchen Ordens und erſter 
Herzog in Preußen die Geſchicke des deutſchen Nordoſtlaudes ge⸗ 
leitet. Seine Zeit war von tiefſter geiſtiger Wirrnis und ſchmerz⸗ 
licher Zerriſſenheit des Reiches erfüllt. Er war der erſte Laudes⸗ 
fürſt, der den neuen Glauben annahm; er war der Hochmeiſter, 
der den Orden preisgab, um den Staat, das deutſche Preuzen, 
zu retten; er war der Reichsfürſt, der aus dem Reiche ausſchied 
und gerade dadurch die Grundlage des Staatsweſens legte, das 
den Beſtand des Neiches zu ſichern berufen fein ſollte. Wahrlich 
ein Mann, deſſen Leben zu ſchildern ſich lohnt! Schultze⸗Pfaelzer 
hat für ſeinen Roman reichliches Quellenmaterial zur Verfügung 
geſtanden, das er in freier Geſtaltung verwertet. Scharf meißelt 
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er die revolutionäre Haltung und Leiſtung Albrechts im Polis 
tiſchen wie im Geiſtigen heraus. Aber merkwürdig mutet es an, 
daß faſt ausſchließlich die Zeiten des jungen ſtürmiſchen Kämpfers 
und des greiſen, in ſeiner Spannkraft erſchöpften Herrſchers ge⸗ 
ſchildert werden, während über die beiden Jahrzehnte des reifen, 
ſchöpſeriſchen Mannesaliers wenig Poſitives berichtet wird. Die 
Schilderung dieſes Lebensabſchnittes gleitet über die raſtloſe 
Kleinarbeit, die Albrecht auf die innere Feſtigung ſeines preußi⸗ 
ſchen Landes verwandt hat, hinweg; und die geiſtige Leiſtung, 
vie ſich durchaus nicht auf die Schaffung der Albertina beſchränkt, 
wird in einer breiten Schilderung des unerfreulichen Streites 
gottesgelahrter Intriganten förmlich ertränkt. Das iſt eine 
empfindliche Schwäche dieſes Buches. Dr. K. 


Drei Frauen um Chopin. Roman von Hermann Nichter⸗ 
Halle. Verlag Koehler und Amelang, Leipzig, 1935. 240 Seiten. 
18 Abbildungen. Preis Ganzleinen 4,80 .. — Richter⸗Halle, 
der bereits als Verfaſſer von Haydn⸗ und Brahms⸗Romanen 
bekannt iſt, unternimmt den Verſuch, Perſönlichkeit und Werk des 
polniſchen Komponiſten zu deuten. Ein ſchwieriger Verſuch, da 
Chopin ſein innerſtes Weſen nur in ſeiner Muſik offenbarte, ſich 
aber niemals einem Menſchen völlig erſchloß, auch nicht den 
drei Franen, deren jede ihn eine Strecke ſeines kurzen Lebens⸗ 
weges begleitete. Jede von ihnen, ſo deutet Richter⸗Halle, hat in 
Chopins Leben und Kunſt eine andere Saite anklingen laſſen: 
Die Volks verbundenheit feiner Muſik erſtand aus feinem Er⸗ 
lebnis mit der Polin Maria Wodzinſka; ihre Natur verbunden⸗ 
heit weckte die Franzöſin George Sand; und die Schottin Jane 
Stirling, die ihr die Gott verbundenheit gab, vollendete den 
Dreiklang ſeiner Muſik. Indem er ſich als Künſtler im Dienſte 
an ſeinem Volke verzehrte erhöhte Chopin ſeinen femininen 
Charakter zu jenem ausgleichenden Zug tragiſcher Größe, der ihn 
zum volniſchen Nationalheros machte. Dr. K. 


Oſtpreußen und ſeine Nachbarländer. Ein Wegweiſer durch 
das Schrifttum. Zufammengeſtellt und herausgegeben in Ver⸗ 
bindung mit dem Bund Deutſcher Oſten (Landesverband 
Oſtpreußen) von der Abt. für Oſtliteratur der Buch⸗ 
handlung Graefe und Unzer. Verlag Graefe und Unzer, 
Königsberg i. Pr., 1935. — Etwa 1000 Bücher ſind in dieſem 
Verzeichnis aufgeführt. Zum größten Teil handelt es ſich um 
Bücher über Oſtpreußen: Vorgeſchichte und Geſchichte, Kultur⸗ 
und Kirchengeſchichte, Wirtſchafts⸗ und Landſchaftskunde, Bes 
völkerung, Sagen uſw., ſchöne Literatur, Jugendſchriften, Dramen 
uſw.; es folgen dann Zuſammenſtellungen der deutſchen und 
fremoͤſprachigen Literatur über Danzig, den Korridor, Polen, das 
Memelgebiet, Litauen, Eſtland und Lettland. Bei jedem auf⸗ 
geführten Buch find Titel und Verfaſſer, Erſcheinungsfahr, Seiten⸗ 
zahl und Preis beigefügt. Die weitaus meiſten zitierten Bücher 
find nach dem Kriege erſchienen. Aus der Vorkriegsliteratur 
ind nur die wichtigſten herausgegriffen. Trotzdem der Wegweiſer 
keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit erheben kann und will, wird 
er allen an den Oſtfragen Intereſſierten ein unentbehrlicher Rat⸗ 
geber ſein. Die Buchhandlung Graefe und Unzer und die Landes⸗ 
gruppe Oſtpreußen des BDO haben fi) mit der Herausgabe dieſer 
Zuſammenſtellung ein Verdienſt erworben. Dr. K. 


Altpreußen. Vierteljahrshefte für Vor⸗ und 
Frühgeſchichte. Herausgegeben vom Seminar für Vor⸗ und 
Frühgeſchichte an der Albertus⸗Univerſität und dem Pruſſia⸗ 
Muſeum in Königsberg. Verlag Gräfe und Unzer, Königsberg. -— 
Dieſe neue wiſſenſchaftliche Zeitſchrift, deren erſte Nummer im 
Mai v. Js. erſchien, wird von den bekannten pſtdeutſchen Prä⸗ 
hiſtorikern Univ.⸗Prof. Dr. Freiherr von Richthofen und 
Muſeumsdirektor Dr. W. Gaerte geleitet. Die Herausgabe 
einer wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift, die ausſchließlich dazu beſtimmt 
iſt, der Erforſchung der Vor⸗ und Frühgeſchichte der altpreußiſchen 
Gebiete zu dienen, iſt außerordentlich zu begrüßen. Die Namen 
der Herausgeber und Mitarbeiter bieten Gewähr dafür, daß hier 
ernſte wiſſenſchaftliche Arbeit geleiſtet wird. Mit deren Erkennt⸗ 
niſſen ſich vertraut zu machen, iſt die völkiſche Pflicht beſonders 
der Lehrkräfte, denen die Aufgabe zufällt, die Jugend darüber zu 
unterrichten, daß Oſtpreußen nicht erſt ſeit der Zeit des Ritter⸗ 
ordens. eine deutſche Geſchichte beſitzt, ſondern ſchon Jahrtauſende 
vorher der Heimatboden germaniſcher Volksſtämme war. Die 
Zurückweiſung und Richtigſtellung der Theſen, die von polniſcher 
und litauiſcher Seite hinſichtlich der Vorgeſchichte Oſtpreußens 
W werden, wird eine beſondere Aufgabe dieſer Zeitſchrift 

ein. Dr. K. 


Preßburg, die ehemalige Hauptſtadt Ungarns, die Hauptſtadt 
der Slowakei, eine alte deutſche Stadt. Von Anton Richard 
Franz. Verlag Grenze und Ausland, Berlin W 30 und Stutt⸗ 
gart. 1935. 84 Seiten. 25 Kunſtdruckbilder. Preis kart. 2,70 RAM, 
— Prof. Franz bietet in ſeinem ſchmalen, geſchmackvoll aus⸗ 
geſtatteten Bändchen die erſte deutſche Monographie über Preß⸗ 
burg, eine Stadt, von der in Deutſchland noch allzu wenig 
bekannt iſt, wie reich ſie an Werken deutſcher Kunſt aller Stil⸗ 
perioden iſt. Der banliche Werdegang der Stadt wird anſchanlich 
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dargeſtellt. Die beigefügten Bilder und ein Stadtplan beleben 
den Text. Man darf dieſe Schrift, die den Auftakt zu einem 
großen Werk desſelben Verfaſſers über Preßburg darſtellt, dank⸗ 
bar begrüßen. Es wäre nützlich, wenn in ähnlicher Weiſe von 
ſachkundiger Seite auch die deutſche Leiſtung in der baulichen und 
künſtleriſchen Entwicklung anderer Städte des Oſtens unterſucht 
und leicht verſtändlich dargeſtellt würde. Dr. K. 


Die Reinerbachmühle. Eine Erzählung aus Siebenbürgen. 
Von Heinrich Zillich. Verlag von Philipp Reclam jun., 
Leipzig. Nr. 7304. 69 Seiten. — Der bekannte ſiebenbürgiſche 
Dichter erzählt hier von dem Leben des Letzten aus einem alten 
deutſchen Geſchlecht, das ſeiner Heimatſtadt viele bewährte 
Männer, Stadtrichter, Bürgermeiſter und Aerzte, geſchenkt hat. 
Auf dem alten Landbeſitz, den der Letzte dieſes Geſchlechtes nicht 
mehr zu bewirtſchaften vermag, ſetzt ſich ein junges deutſches 
Bauernpaar feſt. Der einzelne ſtirbt, die Sippen ſterben, das 
Volk aber bleibt. Für dieſe immer wieder durchbrechende Kraft 
deutſchen Koloniſtentums im Oſten iſt die Erzählung ein Gleichnis. 
— Im Anhang berichtet Heinrich Zillich über ſein Leben. 


Die getreuen Füße. Zwei Erzählungen von Willibald 
Köhler. Paul Kupfer Verlag, Breslau, 1936. 58 Seiten. Preis 
kartoniert 0,80 RA. — Zwei nachdenkliche Geſchichten. Die eine 
handelt von einem Schneider, der aus den Phantaſtereien eines 
Stubenhockers wieder auf die Füße zurückfindet; die andere von 
einem Jungen, dem die ſtarre Strenge des Vaters verwehrt, der 
Mutter eine Freude zu bereiten. 


„ 


Kalender für 1936. Zu den Kalendern des Deutſchtums in 
Polen (ſiehe „Oſtland“, Nr. 1) zählt noch der „Wolhyniſche 
Volkskalender“ (herausgegeben von den Paſtoren Wol⸗ 
hyuiens. Verlag „Atlas“ Buchhandlung in Luck, Sienkiewicza 13). 
Den völkiſchen und kirchlichen Bedürfniſſen des wolhyniſchen 
deutſchen Bauerntums angepaßt, hat er auch den Außenſtehenden 
manches zu ſagen. Er enthält eine ganze Reihe intereſſanter 


Beiträge über die Entwicklung der wolhyniſchen Deutſchen und 


gibt einen aufſchlußreichen Ueberblick über deren völkiſches, wirt⸗ 
ſchaftliches und geiſtiges Leben. — Im 3. Jahrgang iſt der 
Abreißkalender „Deutſche in aller Welt“ erſchienen. Eine 
große Anzahl hervorragender Bilder berichten aus dem Leben” 
und von der Leiſtung der deutſchen Volksgruppen in allen Teilen 
der Welt. Auch die neue Ausgabe dieſes vom BDA und dem 
DAS herausgegebenen und von Friedrich Koepp bearbeiteten 
Kalenders iſt als wirkſames Mittel zur Vertiefung der Verbun— 
denheit zwiſchen den Deutſchen innerhalb und außerhalb der 
Grenzen des Reiches zu begrüßen. — Im 10. Jahrgang iſt der 
„Deutſche Reichsbahn⸗ Kalender“ vom Preſſedienſt 
der Deutſchen Reichsbahn herausgegeben worden. (160 Blätter 
auf Kunſtdruckpapier, Konkordia⸗Verlag, Leipzig. Preis 3,20 .) 
Was die Reichsbahn jedem einzelnen Deutſchen iſt, wie ſie ſich 
techniſch entwickelt, was ſie an landſchaftlichen Schönheiten er⸗ 
ſchließt, was fie wirtſchaftlich bedeutet, wie fie ſich in den Dienſt 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und ihres Aufbauwerkes 
ſtellt uſw., wird auf den 160 Bildtafeln an bezeichnenden Vei⸗ 
ſpielen gezeigt. . 
* 


Hasko. Ein Waſſergeuſenroman. Von Martin Luſerke. 
Ludwig Voggenreiter Verlag, Potsdam 1935. 429 Seiten mit 
einigen Karten und Skizzen. Preis kartoniert 4,80 , Ganz⸗ 
leinen 600 RA, — Der Roman ſpielt in der Zeit des nieder⸗ 
ländiſchen Freiheitskampfes gegen die ſpaniſche Herrſchaft. Wäh⸗ 
rend der Oranier zu Lande immer wieder der überlegenen Stärke 
und Verſchlagenheit Albas erliegt, machen die Waſſergeuſen im 
Dienſte dieſes deutſch⸗proteſtantiſchen Fürſten den Spaniern mit 
Erfolg die Seeherrſchaft ſtreitig. Das rauhe und gefahrvolle 
Leben der Geuſen bildet den farbigen Untergrund der Erzählung 
von Hasko, dem heimatloſen deutſchen Jungen, der zu einem der 
berühmten Geuſenkapitäne aufſteigt und ſich vergebens bemüht, 
die proteſtantiſchen Fürſten und Städte von Emden bis Riga für 
den Kampf gegen die ſpaniſch⸗katholiſche Tyrannei zu gewinnen, 
um Holland dem Reich zu erhalten. Hart und beſtimmt wie 
Haskos Geſtalt ſind auch die anderen geſchildert, die dieſen als 
Freund oder Feind auf ſeinem Wege begleiten. Sicher und lebens⸗ 
nah wie die Geſtaltung der Menſchen iſt auch die Schilderung 
der Natur, der gefährlichen Bundesgenoſſin der Geuſen. Ein 


tragiſcher Abſchnitt der deutſchen Geſchichte wird in dem h 
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